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Im Zweifel Dagegen!

Schwerpunktheft Dissidenz und ziviler Ungehorsam
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Dissidenz und ziviler Ungehorsam sind die Hefe linker Politik. Kann Sie auch Schmiermittel des Kapitalismus sein? Wo schlgt Subversion in unpolitischen Abweichungsfetisch um? Unsere Autor_innen schauen nach, diskutieren und polemisieren.




gretchenfrage

Wie hältst du&#8217;s mit wilden Streiks?



Mag Wompel, LabourNet-Redakteurin:
  
Wenn Belegschaften den Mut aufbringen, gegen die Angst um die Existenzsicherung durch Lohnarbeit und zugleich gegen den disziplinierenden Druck von Betriebsrat und/oder Gewerkschaftsapparat in einen wilden Streik zu treten, müssen sie heute zudem die „Wildheit“ mit politischen Forderungen verbinden. Nur so können sie den Nachweis ihrer Überflüssigkeit vermeiden, weil sie die objektiven systemischen Sachzwange des Einzelkapitals und zugleich einzelbetriebliche Zersplitterung der Kampfe überwinden. Wild und effektiv zugleich kann heute nur heissen, für eine würdige bedingungslose Grundsicherung und nicht für den Lohnarbeitsplatz zu kämpfen. Wild und effektiv heisst gegen den „Arbeitgeber“/die „Arbeitgeberin“ sowie gegen die Gewerkschaftsapparate zugleich und beginnt mit der alltäglichen Sabotage des Konkurrenzdenkens.
 
Klaus Höpcke, Vizeminister für Kultur in der DDR: 
 
Wird ein Streikbeschluss nicht erreicht, kommt es vor, dass dennoch gestreikt wird. Die anderen nennen das „wilder Streik“ — auch wenn sie nicht wissen, dass sie sich damit aus der Schmäh- Etiketten-Kiste der Profitmacher bedienen. Diese, die sich Arbeitgeber nennen, halten jegliches Streiken für wild. Auch wenn man das Gerede „gegen wilde Streiks“ als gewerkschaftsfeindlich zurückweisen muss, kann ich sie nicht immer gutheißen. Denn sofern ein Mangel an Konsens den Interessen der Streikenden schadet, wäre damit nichts gewonnen. Jedoch: Die innovative Kraft für gewerkschaftliches Wirken, der aufrüttelnde Impuls, der von als „wild“ empfindbaren Initiativen ausgehen kann, darf darüber nicht vergessen werden. Für besonders wild halten manche — darunter abgehobene Gewerkschaftsbosse — die Forderung nach politischen Generalstreiks. In Wahrheit ist das keine wilde, sondern eine höchst kultivierte und demokratiefördernde Idee.
   
Gerda Maler, Gruppe d.i.s.s.i.d.e.n.t:
  
Das Lenin-Wort von der „konkreten Analyse der konkreten Situation“ geistert zwar meist nur noch als hohle Floskel umher, hier ist es aber angebracht: Das mit dem wilden Streik kommt drauf an. Worauf? Darauf, wie die Gewerkschaft am Ort tickt, darauf, ob es genügend Leute mit Mut und Optimismus gibt, und darauf, ob die Sache wirklich gewonnen werden kann. Was linke Gruppen aus dem akademischen Milieu darüber denken, ist allenfalls zweitrangig. Es ergibt wenig Sinn, wilde Streiks als Allheilmittel anzupreisen. Aber wenn sich eine Belegschaft dafür entscheidet, sollte sie auch unterstutzt werden. Die Leute wissen wohl selbst am besten, wann das richtig ist und wie es um die Kräfteverhältnisse bestellt ist. Und wenn sie sich entschliessen, gemeinsam und selbstorganisiert aktiv zu werden, sich nicht mehr alles bieten zu lassen und dabei sogar Arger mit der deutschen Arbeitsgerichtsbarkeit riskieren — dann sind sie vermutlich im Recht
  
Miriam Bürger, DGB-Jugendbildungsreferentin:
  
Streik ist das entscheidende Mittel des Arbeitskampfes. Dieses Grundrecht sichert Arbeitnehmer_innen die Möglichkeit, für ihre Interessen zu streiten, ohne den Arbeitsplatzverlust furchten zu müssen. Trotzdem ist seine Wirkungsmacht beschrankt, kann er doch nur im Korsett der Tarifverhandlung zum Einsatz kommen und ist nur in der konkreten Auseinandersetzung zwischen Arbeitgeber und Gewerkschaft rechtlich legitim. Uber Arbeits- und Lebensbedingungen wird aber auch auf anderer Ebene entschieden. Die Erhöhung des Renteneintrittsalter, Zusatzbeitrage in der Krankenversicherung und die Laufzeitverlängerung von AKWs haben unmittelbare Auswirkungen. Um wirkungsvoll dagegen vorzugehen, müssen Arbeitnehmer_innen endlich auch mit Hilfe von Streiks ihren politischen Interessen Nachdruck verleihen. Die traditionellen Mittel des politischen Protests bleiben zunehmend wirkungslos und verhallen als „kollektives Betteln“.
 
 
Wladimir Iljitsch Uljanow, Revolutionär: 
 
Ganz eigenartig war die Verflechtung der ökonomischen und der politischen Streiks während der Revolution. Kein Zweifel, erst der innigste Zusammenhang dieser beiden Formen der Streiks hat die große Kraft der Bewegung verbürgt. Die breite Masse der Ausgebeuteten würde man nie in eine revolutionäre Bewegung hineinreißen können, wenn diese Masse nicht täglich vor sich Beispiele zu sehen bekäme, wo die Lohnarbeiter verschiedenster Branchen unmittelbare, sofortige Verbesserungen ihrer Lage von den Kapitalisten erzwängen. Ein neuer Geist kam durch diesen Kampf in die ganze Masse des russischen Volkes. Erst jetzt wurde der alte Adam des leibeigenen, bärenhäuterischen, patriarchalischen, frommen, gehorsamen Russlands wirklich ausgezogen; erst jetzt bekam das russische Volk eine wirklich demokratische, wirklich revolutionäre Erziehung. (...) Erst der Kampf erzieht die ausgebeutete Klasse, (...), erweitert ihren Horizont, steigert ihre Fähigkeit, klärt ihren Verstand auf, stählt ihren Willen.
 
Klaus Ernst, Parteivorsitzender: 
 
DIE LINKE ist gegen die Einschränkung des Streikrechts. Tatsächlich ist der Begriff „Wilder Streik“ ein Diffamierungsbegriff. Nicht gewerkschaftlich organisierte Arbeitsniederlegungen sollen damit illegalisiert werden. Rufen Gewerkschaften in der Friedenspflicht zu Arbeitsniederlegungen auf, drohen ihnen Schadensersatzansprüche. Trotzdem finden Streiks auch außerhalb von Tarifrunden mit politischer Zielsetzung statt. Die deutsche Arbeiterbewegung hat sich nie davon abhalten lassen, vor die Werkstore zu ziehen und Betriebsversammlungen abzuhalten, wenn es darum ging, ihre Rechte zu verteidigen oder sich gegen Sozialabbau zu wehren. Beispiele gibt es genug: Die drohende Werksschließung bei Opel in Bochum, gegen die Rente ab 67 oder jüngst gegen das Sparpaket der Bundesregierung. Deshalb fordert auch DIE LINKE ein Recht auf politischen Streik.




nicht dermaßen regiert werden

Thesen der Redaktion zu Dissidenz und zivilem Ungehorsam



1. Renaissance dissidenter Praktiken in den Bewegungen  
Die gesellschaftliche Linke hat schon immer auf Dissidenz und zivilen Ungehorsams zurückgegriffen. Ihr Movens speist sich aus einer Kritik an Herrschaftsverhältnissen. Diese Praktiken erleben eine Renaissance: Sei es bei den Blockaden von Nazi-Aufmärschen, bei „Castor schottern“, bei den Aktionen der italienischen „Disobbedienti“, bei den Protesten in Frankreich und Griechenland oder bei Stuttgart 21 – der zivile Ungehorsam und dissidente politische Praktiken stehen im Mittelpunkt. Dabei suchen die Aktiven die Konfrontation mit der Staatsmacht. Sie setzen auf kollektive Selbstorganisation und entschlossene, aber gewaltfreie Übertretung von Regeln. Sie bemühen sich, unterschiedliche Spektren bis weit in die Mitte der Gesellschaft einzubeziehen und für eine dissidente Politik zu gewinnen. Für die politische Entwicklung in der BRD und in Europa hängt viel davon ab, ob es gelingt, die Linke des zivilen Ungehorsams, die dissidente Linke zu stärken und zu einem dauerhaften Faktor im politischen Leben zu machen. Damit aus dem „Wir wollen nicht dermaßen regiert werden“ (Foucault) ein „Wir werden auch nicht dermaßen regiert“ wird. Besondere Bedeutung erhält die dissidente Linken in der Gegenwart vor allem, weil es nach wie vor die autoritäre Linke gibt. Auch in der Linken kursiert das Begehren nach starken, meist männlichen Führerfiguren, nach uniformer Einheit, nach Tradition und Konformismus, nach Reflexionsstopp und Antiintellektualismus.
  
2. Die drei Dimensionen von Dissidenz
  
Mit der dissidenten Linken sind drei unterschiedliche Dimensionen des politischen Handelns angesprochen: Erstens eine Haltung, Regeln, Traditionen und den Konsens der Mehrheitsgesellschaft in Frage zu stellen. Diese Dissidenz bezieht sich auf ein Spektrum von den politischen Dissidenten, die sich beispielsweise dem Parteikommunismus widersetzt haben, bis hin zu kulturellen Abweichungen der Punk- oder Technoszene und widerständischen Formen in der Kunst. Zweitens geht es um die politische Handlungsform des zivilen Ungehorsams, also das kollektive Überschreiten von Gesetzen und Regeln, um politische Anliegen und eine Herrschaftskritik sichtbar zu machen. Drittens zielt ein dissidenter Ansatz linker Politik auf alltägliche Praktiken des Widerstands und der Politisierung. Linke Politik besteht eben nicht nur im großen Knall und heroischen Massenaktionen, sondern auch darin, im Alltag Dinge anders zu machen und Sand ins Getriebe zu streuen. Neben alltäglichen Spielräumen für linke Politik (wie von Abschiebung bedrohte Menschen zu unterstützen), sollte die gesellschaftliche Linke einen kritischen Professionalismus, also eine kritische Ausübung der eigenen beruflichen Tätigkeit kultivieren, ohne gleich die eigene Déformation professionelle, also die berufliche Deformation, zur widerständigen Praxis zu verklären (siehe dazu die Beiträge zum kritischen Professionalismus in diesem Heft).
  
3. Gegen Abweichungsfetisch
  
Sich heute für eine dissidente Linke auszusprechen ist voraussetzungsvoll. Der Kapitalismus ist nun mal integrationsfähig und selbst offen für Abweichung und dissidentes Verhalten. Dies ist allerdings kein hinreichender Grund, von einer antiautoritären Praxis abzulassen. Wie sollen sonst Herrschaftsverhältnisse zum Gegenstand von Kritik werden? Problematisch ist allerdings ein naiver Dissidenz- und Abweichungsfetisch, der entweder aus jeder dissidenten Praxis schon den Systemwechsel herbei halluziniert oder glaubt, dass die größtmögliche Abweichung von der Norm die jeweils beste Handlungsweise ist. Stattdessen muss stets anhand konkreter Umstände geklärt werden, welche Art der Abweichung Herrschaftskritik am ehesten voranbringt. Dann erstreckt sich das Spektrum von scheinbar belanglosen Praktiken im Alltag, über kulturelle Ausdruckformen bis hin zu massenhaftem zivilen Ungehorsam. Deshalb greifen rein voluntaristische Ansätze, wie sie etwa die neo-insurrektionistische Politik des „comité invisible“ und ihrem Manifest „Der kommende Aufstand“ (siehe dazu S. 49 sowie das Interview mit Simon Critchley S. 10-12) formulieren, zu kurz.
  
4. Radbruchsche Dissidenzformel
  
Eine Politik der Dissidenz ist nur eine Variante linker Politik und nicht zwangsläufig die Beste. Auch dissidente Politik muss sich befragen lassen, inwieweit sie kollektive Organisierungs- und Politikprozesse befördert oder untergräbt. Die Dialektik von Herrschaftskritik und der kollektiv-herrschaftlichen Verfasstheit politischer Organisierung lässt sich nicht schematisch auflösen. Wir schlagen daher für die politische Praxis eine Art „Radbruchsche Dissidenzformel“ vor: Grundsätzlich müssen dissidente Formen der Artikulation möglich sein. Doch auch sie sollten sich konstruktiv-kritisch auf das gemeinsame Interesse der Mitstreiter_innen beziehen. Erst wenn der politische Prozess oder die hierauf gründende Entscheidung für die Dissidenz keinen vertretbaren Raum mehr lässt, ihre fraktionellen Interessen und Bedürfnisse mit Füßen tritt und ihnen die Existenzberechtigung schlicht abspricht, kann und muss (nicht zuletzt zur Rettung der Einheit in Vielfalt) die dissidente Form ätzend-destruktiven Charakter annehmen oder sich von ihren Mitstreiter_innen trennen, um den Konsens zu beenden und die strukturelle Koppelung von Organisation und Dissidenz aufzulösen.
  
5. Wider das Beschwören der Einheit der Partei
  
Stets sind dissidente Praktiken allerdings mit einer Paradoxie konfrontiert: Einerseits weichen sie von einer Norm ab, gleichzeitig beziehen sie sich auf eine Norm. Wird die Dissidenz selbst zur Norm, führt sie sich ad absurdum. Normalisierungsprozesse bewirken neue Dissidenzen. Das ist produktiv, da die gesellschaftliche Ordnung in Bewegung bleibt. Die Linke des 20. Jahrhunderts ist einem starken Maße der Logik der Vereinheitlichung gefolgt. Sie hatte in ihrer sozialdemokratischen und kommunistischen Ausprägung ein gestörtes Verhältnis zu Dissidenz und persönlicher Freiheit. Sie hat die Arbeiter_innenklasse in Massenparteien zusammengeführt und versucht, die Klasseneinheit herzustellen. Doch regelmäßig hat sich die gesellschaftliche Realität dieser Einheitslogik entzogen. Statt Angleichung hat sich selbst innerhalb der Arbeiter_innenklasse eine Differenzierung in unterschiedlichste Fraktionen vollzogen. Mit den neuen sozialen Bewegung sind neue Anliegen entstanden, die sich der Klassenvereinheitlichung entzogen haben. Wenn wir über eine dissidente Linke schreiben, dann zielen wir auch auf ein Desiderat: Die Linke des 21. Jahrhunderts muss ein positives Verhältnis zu Dissidenz und Abweichung haben. Der gesellschaftliche Fortschritt speist sich nun mal daraus, dass bestimmte soziale Gruppen aufbegehren und neue Anliegen ins Spiel bringen. Ein demokratischer Sozialismus des 21. Jahrhunderts kann nicht sozialistische Normierung heißen – schon gar nicht, wenn er als Gegenprogramm zum flexiblen Normalisierungsregime kapitalistischer Herrschaft angelegt ist. Er muss ein offener Sozialismus sein: Einer, der demokratisch und plural verfasst ist, der kulturell offen ist und der Konflikte auf Dauer stellt, statt sie zu unterdrücken. All das entbindet linke politische Parteien nicht davon, auch immer wieder Einheit herzustellen. Aber es ist ein Unterschied, ob sie sich Einheit aus der Differenz als Gemeinsamkeit erarbeiten und sie immer wieder für neue Anliegen öffnen, also sie gezielt, in regelmäßigen Abständen zerstören, um sie neu zu errichten. Oder aber, ob die Einheit zum Wert an sich mutiert, die quasi-religiös beschworen wird.
  
6. Herrschaftskritik als genuin demokratische Praxis
  
Die Gegener_innen der Demokratie versuchen, den zivilen Ungehorsam immer in einen Gegensatz zur Demokratie zu bringen. Sie sprechen den Aktiven die Legitimation ab, Gesetze und Grenzen zu überschreiten. Tatsächlich ist der zivile Ungehorsam aber eine genuin demokratische Praxis und Ausdruck demokratischer Selbstbestimmung (siehe dazu Robin Celikates in Ausgabe 3/2009). Denn die Herrschaftsverhältnisse in repräsentativen Demokratien neigen zur Verselbstständigung: Die politische Klasse entscheidet in ihren Elitezirkeln; einzelne Kapitalfraktionen nehmen mit ihrer Machtstellung Einfluss auf die Regierungspolitik; die Verwaltung konkretisiert die Rechtsnorm und betreibt damit oft nichts anderes als Politik jenseits demokratischer Kontrolle. Der zivile Ungehorsam wäre somit nicht Ausdruck eines abstrakten Moralismus, sondern die Möglichkeit für die Subalternen, diese Verselbstständigung durch eine kollektive demokratische Praxis zu blockieren. Damit ist der zivile Ungehorsam ein zentraler Bestandteil einer radikalen Demokratisierungspolitik, die das demokratische Defizit liberaler Demokratien zu überwinden sucht.
  
7. Die dissidente Linke und DIE LINKE
  
Die dissidente Linke spielt bisher in der Partei DIE LINKE eine untergeordnete Rolle. Das ist in Teilen auch gut so: Die dissidente Linke ist staatsfern, parteienkritisch und auf ihre Weise anarchisch. Ihr Handlungsfeld ist jedoch auch durch den Staat und die institutionalisierte Politik vorstrukturiert. Dies gilt umgekehrt genauso: Die Handlungsmöglichkeit der Staatslinken hängen auch davon ab, inwieweit es einer staatsfernen Linken gelingt, zivilgesellschaftliche Bewegung zu generieren. Eine staatsferne Linke, die sich letztlich nicht in die bestehenden gesellschaftlichen Verhältnisse, also auch in politische Institutionen einschreibt, bleibt unter ihren Möglichkeiten. Und eine Staatslinke, die die Möglichkeitsspielräume staatsferner Politik untergräbt, sitzt am Ende in der Amtsstube und kann nichts mehr durchsetzen. Die Partei DIE LINKE hat für diesen Dialog eine Schlüsselrolle.
  
8. Für einen offenen Sozialismus
  
Die Parteivorsitzende der LINKEN, Gesine Lötzsch, hat auf dem Parteiprogrammkonvent genau die entgegengesetzte Tonalität angeschlagen: Menschen sehnten sich nach Sicherheit und klaren Regeln. Der Staat solle seine „Unparteilichkeit“ durch die LINKE wiedererhalten. Linke Politik drücke den kulturell-moralischen Konsens der Mehrheitsgesellschaft aus. Insgesamt dürfe linke Politik nicht mit Anarchismus und Regellosigkeit in Verbindung gebracht werden. Wenn für alle gleiche Regeln gelten, dann hätte man schon im Ansatz „sozialistische Verhältnisse“. Diese Aussagen stehen im direkten Gegensatz zu einer dissidenten linken Politik: Ihr geht es um die Kritik an der Regel, um die Überschreitung der gegenwärtigen gesellschaftlichen Verhältnisse, um eine gesellschaftliche Alternative, die eben mehr ist als das urbürgerliche Projekt „gleiche Regeln für alle unparteiischer Staat“. Wir meinen: Der Partei DIE LINKE würde ein Schuss Anarchismus, eine antiautoritäre und revolutionäre Politik tatsächlich gut tun. Nicht nur, dass sie so ihr Programm in Richtung eines offenen Sozialismus weiter entwickeln könnte, sie würde auch für eine junge Protestgeneration interessant, die sich weder von Angela Merkel noch von der LINKEN sagen lassen wollen, dass sie den Schotter im Gleisbett liegen lassen und die Musik leiser drehen sollen, weil gerade Mittagszeit ist.
  
9. Handlungsfelder für DIE LINKE
  
Konkret ergeben sich daraus folgende Handlungsfelder: Erstens muss die Partei DIE LINKE ein positives Verhältnis in Programm und politischer Praxis zur dissidenten Linken entwickeln. Zweitens geht es darum, sich für deren politische Forderungen und Praktiken zu öffnen, die bestehende Grenzen überschreiten. Sozialistische Politik zielt genau auf diese Vorgänge der Grenzüberschreitung. Sich für diese Prozesse individuell und kollektiv zu rüsten und sie zu einem organischen Bestandteil der Parteiarbeit zu machen, ist eine ausstehende Aufgabe. Für ein solches politisches Selbstverständnis braucht es Erfahrungen der Grenzüberschreitung als kollektive Praxis. Drittens sind innerhalb der LINKEN Räume für eine solche dissidente politische Praxis zu schaffen: Kulturelle und soziale Zentren, die für Linke unterschiedlicher Couleur offen sind und sich bewusst als linke Gegenstrukturen verstehen. Bundesarbeitsgemeinschaften, die sich um ein anarchisches Selbstverständnis sammeln und der Systempartei DIE LINKE mit interner Systemkritik ein Korrektiv entgegensetzen. Ferner Zusammenschlüsse von Berufsgruppen, die ihre berufliche Aktivität dissident ausüben und dies politisch organisieren wollen.




neue Formen von dissidenz entwickeln!

Simon Critchley im Interview



prager frühling: Simon, dein Buch „Unendlich fordernd: Ethik der Verpflichtung, Politik des Widerstands“ beginnt mit dem Befund, dass ein Motivationsmangel in der Politik zu beobachten ist.  
Simon Critchley: Ich beginne mit einer Zeitdiagnose. Aktuell sind die liberalen Demokratien durch ein Motivationsdefizit gekennzeichnet. Die Menschen empfinden eine wachsende Entfremdung von der Staatspolitik und traditioneller Parteipolitik. Die Zahl der Parteimitgliedschaften nimmt ab. Ich beginne mit dem Befund, dass die Institutionen und Praktiken liberaler Demokratien oberflächlich verbindlich sind, aber nicht von innen her Bindungen produzieren. Es gibt einen Mangel an Verbindlichkeit. Das Ergebnis: Wir erleben eine wachsende Unzufriedenheit mit normaler Politik. Dies führte zu einer Reihe von Phänomenen: Auf der Rechten führte es zu neuen Formen einer atavistischen, rückwärtsgewandten, reaktionären Politik, die sich auf die Feindschaft gegenüber Migrant_innen gründet. Da gibt es eine starke Welle beispielsweise in den Niederlanden und in Dänemark und neuerdings wieder in Deutschland. Auf der Linken sind Motivationsmangel, aber auch motivierte Leute zu beobachten, die auf die nicht-gouvernementale direkte Aktion setzen. Ich denke da vor allem an die globalisierungskritische Bewegung. Der Motivationsmangel ist also zweischneidig: Wir haben wachsende Entfremdung auf der Ebene des Staates und der Regierung, aber das öffnet ebenso neue Möglichkeiten. Es gibt die Möglichkeit für neue Formen politischer Praktiken in Distanz zum Staat. 
 
pf: Was meinst du mit diesen neuen Formen der Politik? 
 
Critchley: Für mich geht es bei Politik um die Herstellung einer interstitiellen Distanz. Aber ich plädiere nicht für einen Rückzug aus der Politik. 
 
pf: Also kein Exodus? 
 
Critchley: Exakt. Wegrennen geht nicht. Der Motivationsmangel der Menschen in Bezug auf den Staat geht Hand in Hand mit einer sich verschärfenden Sicherheitspolitik. Der vorherrschende Signifikant in der gegenwärtigen Politik ist die Sicherheit. Der Staat wird immer allgegenwärtiger. In diesen Zeiten muss es linker Politik darum gehen, neue Formen der Dissidenz und des Ungehorsams zu entwickeln. Sie sollte neue Möglichkeitsräume durch gemeinsames Handeln eröffnen. Wenn wir eine Gesellschaft ohne Staat haben könnten, wäre ich dafür. Wir brauchen neue Vokabulare der Dissidenz und des zivilen Ungehorsams. 
 
pf: In deinem Buch beziehst du dich aber durchaus auch auf Kämpfe innerhalb des Staates. Wie stellst du dir eine Überwindung des Horizonts traditioneller Staatspolitik vor und was ist unendlich fordernd daran? 
 
Critchley: Der Staat ist eine Realität. Eine Realität, die das Alltagsleben prägt. Eine Begrenzung menschlicher Existenz. In diesem Sinne bin ich ein altmodischer Anarchist. Was mich politisch interessiert, sind Bewegungen, die mit einer partikularen, endlichen Forderung beginnen. Sagen wir Bildungsfragen: Sollen die Leute Studiengebühren zahlen oder nicht? Bei der Herausbildung einer solchen Bewegung kommt nun etwas Unendliches ins Spiel. Denk an den Mai 1968 und den Prager Frühling. Was damals artikuliert wurde, war eine Politik, die die Situation in Frankreich oder Deutschland überschritten hat und die Möglichkeit einer transnationalen Koalition unterschiedlicher Gruppen eröffnete. Aus meiner Perspektive ist es unendlich fordernd, die Bereitschaft unter Aktivisten herzustellen, gemeinsam zu handeln. Man braucht ein Gespür dafür, was pragmatisch möglich ist, aber gleichzeitig das Gespür dafür, etwas Unendliches, potentiell Revolutionäres zu schaffen. Ein Beispiel, das mich interessiert, ist in welcher Weise Riots und Proteste in einem Land auf andere Länder übergreifen. In Griechenland beispielsweise gibt es einen direkten Konflikt zwischen dem Staat, der unter dem Imperativ des internationalen Kapitals steht, und den Protestierenden. Und es ist die Frage, inwieweit sich das griechische Beispiel ausweitet und andere Bewegungen daran anknüpfen. 
 
pf: Neuerdings spekulierst du über den Rückgang der globalisierungskritischen Bewegung und eine neue Phase sozialer Kämpfe. Worauf zielst du dabei? 
 
Critchley: Das ist wirklich nur Spekulation. Die globalisierungskritische Bewegung wollte neue Formen der Sichtbarkeit produzieren. Sie war nicht um einen klaren ideologischen Entwurf organisiert. Die unterschiedlichen Gruppen sammelten sich um den Befund, dass der globale Kapitalismus falsch ist. Da steckt eine gewisse Vagheit drin. Politik besteht für mich darin, – und hier bin ich Schüler Antonio Gramscis –unterschiedliche Gruppen zusammenzuführen, Gruppen mit unterschiedlichen Interessen. Beispielsweise Gruppen, die für höhere Löhne kämpfen mit migrantischen Grupppen. Das ist das, was Gramsci „Hegemonie“ nannte. Es scheint mir so, als ob sich etwas verschoben hat. Ich denke an das „comité invisible“ und die Politik der Neo-Insurrektionisten. Die globalisierungskritische Bewegung nutzte das Internet als Befreiungsinstrument. Aber die neuen politischen Ansätze kultivieren keine Sichtbarkeit, sondern Unsichtbarkeit, Anonymität, Undurchsichtigkeit, eine Politik der Sezession und der Sabotage. Vielleicht macht das zum gegenwärtigen Zeitpunkt Sinn. Das Risiko ist natürlich damit im Nirgendwo zu enden. 
 
pf: Auf der anderen Seite sagst du: Wir brauchen eine Art Organisation. Wie lässt sich Unsichtbarkeit organisieren? 
 
Critchley: Ich beobachte eine Rückkehr der politischen Pamphlete. Studentische und aktivistische Gruppen stellen nicht mehr all ihren Kram einfach ins Internet. Das Internet ist ein Sicherheitsapparat. Es macht alles sichtbar. Diese neuen Gruppen sagen: OK, wir beginnen wieder damit, billig hergestellte Flugblätter zu produzieren und geben sie von Hand zu Hand weiter. Generell sind wir so besessen von Zahlen: Je größer die Zahl, desto besser. Vielleicht sollten wir an dieser Stelle mehr über unsere Praktiken nachdenken. Vielleicht sind wenige Leute, die quasi unsichtbar, an den Rändern des Staates arbeiten, zurücktreten und nachdenken, die bessere Herangehensweise. 
 
pf: Wie würdest du diese staatsferne Politik auf die staatsnahe Linke beziehen. Gibt es Möglichkeiten von Kooperation und Resonanzen? 
 
Critchley: Ich glaube, dass es sie gibt. Es gibt natürlich eine Linke, die eine dauerhafte Liebesbeziehung zum Staat unterhält. Ich denke an Bakunin zurück. Als er und die Anarchisten aus der ersten Internationalen ausgeschlossen wurden, entwickelte er eine ernstzunehmende Kritik am Marxismus. Er sagte, dass Marx und die Marxisten „Krypto-Bismarckianer“ seien, gute Deutsche. In einem gewissen Sinne war die deutsche Linke immer „krypto-bismarckianisch“. Wenn ich so rumreise, nicht nur in Deutschland, auch in Dänemark, den Niederlanden oder Schweden, stelle ich eine Unfähigkeit fest, außerhalb des Staates zu denken: Die Welt ist nicht perfekt, aber es gibt Errungenschaften und wir sollten mehr oder weniger glücklich damit sein. Aber das hängt davon ab, welche politische Geographie und welches Geschichtsverständnis man hat. Die dominante Tradition in Westeuropa und den USA ist sozialdemokratisch und marxistisch geprägt, aber es gibt auch andere. Da ist eine slawisch-russische-südeuropäische Tradition des Anarchismus, die beispielsweise bei den Anarcho-Syndikalisten im spanischen Bürgerkrieg stark gewesen ist. Wenn man eine andere Sicht auf die Geschichte hat, kann man eine starke Traditionslinie identifizieren. Sie beginnt im Mittelalter und zieht sich über die englische und französische Revolution, die utopischen Linken des 19. Jahrhunderts bis hin zu Gandhi und Martin Luther King. Da ist eine starke anarchistische Traditionslinie. 
 
Das Interview führte Kolja Möller. 




gelebter widerspruch

Anmerkungen zur Geschichte der Dissidenz

Holger Schmidt

 Dissidenz ist ein Chamäleon. Kaum ein gesellschaftliches Phänomen ist so schillernd und unbestimmt, so schwer fassbar, wie das der Dissidenz. Ihre Gestalt wandelt sich nicht nur je nach dem gesellschaftlichen und historischen Kontext, in dem sie in Erscheinung tritt, sondern sie vereinigt so heterogene Haltungen und Praktiken, dass sie sich einer Beschreibung oder gar Definition hartnäckig zu verweigern scheint. Das stellt einen vor die schlechte Alternative, entweder den Begriff der Dissidenz so weit zu fassen, dass er die Trennschärfe zu verwandten Phänomen verliert, wie etwa dem der Opposition, des Protests oder des zivilen Ungehorsams, oder aber, ihn willkürlich in eine starre Definition zu pressen, mit der nicht viel geholfen wäre, weil sich mit Definitionen schlecht Politik machen lässt. Weiter führt möglicherweise der Rückblick auf die Geschichte der Dissidenz und deren Problematisierung. Von hier aus lassen sich einige Momente hervorheben, die für eine aktuelle Praxis der Dissidenz von Bedeutung sein könnten. Die ersten als solche bezeichneten Dissidenten waren die Ketzer oder Häretiker, die Irrgläubigen, die sich von der Orthodoxie der katholischen Großkirche abwendeten. Bereits im Spätmittelalter wurde der Vorwurf der Ketzerei auch auf außer-kirchliche „Verbrechen“ oder Abweichungen ausgedehnt: Ketzerei war eine staatsfeindliche Handlung. Als Ketzer oder Dissidenten wurden jene verfolgt, die sich nicht der Autorität von Kirche oder Staat unterwarfen, die den absoluten Gehorsam zurückwiesen, z.B. indem sie das Leisten von Eiden verweigerten. Oder auch jene, die im Widerspruch zu der göttlichen oder staatlichen Ordnung des Mittelalters standen, wie z.B. Homosexuelle oder der Hexerei beschuldigte Frauen. Exkommunikation, Entzug des Eigentums und aller Rechte – so wurden Dissidenten aus der mittelalterlichen Rechtsordnung ausgeschlossen und im eigentlichen Sinne überhaupt erst Dissidenten, nämlich aus der Gesellschaft Ausgestoßene. Dissidenten waren die „Vogelfreien“, jene, die keine weltliche oder religiöse Schutzmacht im Rücken hatten, die von niemanden anerkannt wurden: zum Abschuss freigegeben. Dissidenz markierte die Überschreitung einer politischen, religiösen oder kulturellen Grenzziehung. Die Gründe für dissidentes Verhalten mögen dabei ganz unterschiedlich gewesen sein: Die Unerträglichkeit gesellschaftlicher Zustände, die Empörung über politisches Unrecht, die Weigerung, den von der Gesellschaft vorgezeichneten Weg mitzugehen oder eine Lebenspraxis, die nicht geduldet wurde – in jedem Fall demonstrierte Dissidenz die Unversöhntheit der gesellschaftlichen Widersprüche. An Phänomenen der Dissidenz lassen sich nicht nur die Normen und Ordnungssysteme einer Epoche ablesen, oftmals war es überhaupt erst das Agieren von dissidenten Gruppen, das die verschleierten oder abgeblendeten Widersprüche einer Gesellschaft sichtbar werden ließ. 
 
Wurzel linker Politik und Praxis 
 
 In Gesellschaften, in denen dissidente Praktiken erfolgreich unterdrückt oder totgeschwiegen werden konnten, erwachte auch kein politisches Bewusstsein. Im Kern ist Dissidenz immer schon politisch, aber sie radikalisiert sich, sobald erkannt wird, dass die Verfasstheit der Gesellschaft, das ihre Grundstrukturen den eigenen, von der gesellschaftlichen Norm abweichenden Lebensentwurf blockieren. Insofern ist das Problem der Dissidenz mit dem der Erkenntnis verflochten. Der unmittelbare Anlass für dissidentes Verhalten ist meistens spontan, die Empörung über soziales Unrecht oder ein zunächst diffuses Unbehagen an der gesellschaftlichen Wirklichkeit. Ohne dieses spontane Moment ist Dissidenz gar nicht vorstellbar, aber sie bleibt ohnmächtig und instrumentalisierbar, wenn sie sich nicht zu einem politischen Bewusstsein ausweitet. So lassen sich auch unterschiedliche Strategien dissidenter Bewegungen erkennen. In ihrer eigenen Frühphase entwickeln sie häufig ein radikales politisches Bewusstsein, weil sie sich mit keiner gesellschaftlichen Macht verbünden oder identifizieren können. Die abweichende Lebenspraxis wird zum Anlass genommen, die kulturellen und gesellschaftlichen Normen grundsätzlich in Frage zu stellen. Sie zielen darauf ab, diese zu transformieren und andere Formen der Vergesellschaftung praktisch zu erproben – zum Beispiel, indem gesellschaftliche Rollenmodelle als vermachtet kritisiert oder gesellschaftliche Vorstellungen über Sexualität, Subjektivität oder Körperlichkeit problematisiert werden. Dissidenz wird hier zum Maßstab der Kritik an den bestehenden Formen der Vergesellschaftung. Davon lässt sich eine zweite Strategie unterscheiden, die stärker auf gesellschaftliche oder staatliche Anerkennung abhebt, indem sie etwa gegen Diskriminierungen agiert und gleiche Rechte einfordert. Diese Strategie läuft eher darauf hinaus, dass die Dissidenz aufgehoben wird, indem dissidente Lebensweisen als gleichberechtigt anerkannt werden. So berechtigt diese Forderung auch ist, führt sie meistens zu der Zähmung des kritischen Impulses, der gesellschaftliche Strukturen grundsätzlich in Frage stellt und alternative Möglichkeiten der Vergesellschaftung sichtbar macht. Bis ins 20. Jahrhundert zeigte sich die Spaltung der Gesellschaft daran, dass Dissidenten am Rande oder außerhalb der Gesellschaft standen. Die gesellschaftlichen Widersprüche produzierten ständig neue Dissidenzen und damit potentiellen Widerstand. Der Ausschluss dissidenter Gruppen oder Klassen war ein mächtiges Herrschaftsinstrument. Es war die Macht des Souveräns, der Innen und Außen der Gesellschaft, der geduldetes und abweichendes Verhalten definierte. Spätestens im 20. Jahrhundert ist der Kapitalismus viel flexibler und integrationsfähiger geworden. Dissidente Gruppen werden integriert, ihre politische Kraft gezähmt und kanalisiert. Die von dissidenten Bewegungen artikulierten Bedürfnisse werden bereitwillig aufgenommen und kulturindustriell in Regie genommen. In Frage steht aber, ob damit auch die der Dissidenz zugrunde liegenden Widersprüche aufgehoben sind oder ob diese nicht einfach virtuell unsichtbar werden. Die Stabilität und die reibungslose Reproduktion gesellschaftlicher Verhältnisse hängt wesentlich davon ab, in welchem Maße es dem Kapitalismus gelingt, weite Bereiche des kulturellen und alltäglichen Lebens als unhinterfragte und unveränderliche Normalität erscheinen zu lassen. Praktische Dissidenz ist daher heute vor allem eine Frage des Wie: Mit welchen Mitteln und Techniken gelingt es, dissidenten Bewegungen diese Normalität in eine kritische Perspektive zu rücken? Wenn Dissidenz mehr als ein leerer Gestus sein will, dann bedarf das der Reflexion auf die eigene Funktion im gesellschaftlichen Betrieb, einer Immunisierung gegen die mächtigen Tendenzen, Dissidenz als modische Subkultur auszuschlachten und zu entpolitisieren. An der Politisierung der Dissidenz führt daher kein Weg vorbei. 



das begehren, die maschine für einen moment lahmzulegen

Gespräch mit Praktiker_innen der Dissidenz und des zivilen Ungehorsams



prager frühlingdiskutierte mit der Informatikerin Andrea Knaut, Ole Frahm vom Radioballett und Kim Sommer von ¡No pasarán!

prager frühling: Nach „Castor schottern“ und „Stuttgart 21“ redeten im vergangenen Jahr alle vom zivilem Ungehorsam. Aber scheinbar versteht jeder etwas anderes darunter. Kim, auf der Webseite von „¡No pasarán!“ bezieht ihr euch explizit auf zivilen Ungehorsam. Andrea, du hast theoretisch zu Electronic Civil Disobedience (ECD) gearbeitet. Was versteht ihr darunter?
Kim Sommer: Wir verstehen unter zivilem Ungehorsam, dass man kollektiv die bestehenden Regeln entweder sehr flexibel ausnutzt oder übertritt. Ich komme aus der autonomen Bewegung, da war es immer ein großes Thema, die Leute zu ermächtigen, den Erfahrungsschatz erweitern, Freiräume schaffen. Nicht nur Häuser besetzen, sondern sich auch sonst trauen, gegen diesen Obrigkeitsstaat vorzugehen und Regeln einfach mal in Frage zu stellen.
Andrea Knaut: Electronic Civil Disobedience ist das Konzept von zivilem Ungehorsam im digitalen Raum. Es gibt eine riesige Spannbreite: Stichworte sind Hacktivism, E-Petitionen, also Petitionen im Netz, oder Distributed Denial-of-Service-Attacken, also das massenhafte Aufrufen einer Seite, um Server zu überlasten. Man könnte sich fragen, ob die Vernetzung von Leuten auf Facebook Teil des Electronic Civil Disobedience (ECD) ist. Dieser Begriff überträgt klassische Protestformen wie Blockaden in das Internet als virtuellen öffentlichen Raum. Die Deportation-Class-Kampagne gegen das Geschäft mit der Abschiebung ist ein gutes Beispiel. Das war ja die Fortführung des Konzepts, das Anfang der 1990er von Ricardo Dominges und Steven Ray entwickelt wurde. Damals war zur Unterstützung der Zapatistas geplant, Server von Regierungsvertretern lahmzulegen, um auf Menschenrechtsverletzungen aufmerksam zu machen. Bei der Deportation-Class-Kampagne war es genauso. Man hat versucht, den Lufthansa-Server zu einem bestimmten Zeitpunkt lahmzulegen, um auf das Abschiebegeschäft aufmerksam zu machen.
pf: Gab es in den letzten Jahren in Deutschland überhaupt eine Kampagnen-Praxis? Mir fällt nur die Deportation-Class-Kampagne ein. Haben wir was verpasst?
Andrea: Als richtige Kampagne mit Strategie und Konzept, Flyern, Pressearbeit und ähnlichem fällt mir für Deutschland bezogen auf den digitalen Raum schnell auch keine andere ein, die Öffentlichkeit außerhalb der sogenannten Hacker-Community fand. In dieser läuft das dann sehr netz-basiert: Man schaut beispielsweise in einschlägigen Blogs, ob und auf welche Server Denial-of-Service-Attacken vorgeschlagen werden. Eine solche Aktion gelingt zeitweilig, wenn tatsächlich Leute massenhaft gezielt eine Webseite aufrufen und einen Server damit überlasten. Dazu wird dann meist spezielle Software genutzt. Wird das pressewirksam, trägt es Züge einer Kampagne, die aber vielleicht weniger strategisch vorhersehbar ist. Aus IT-Admin-Perspektive sind Hacktivisten „Angreifer“ oder Skript-Kiddies... .
pf: … Leute, die vorgefertigte Programme ausführen …
Andrea: Ja, aus Spaß und nicht aus einer politischen Motivation.
 Ole Frahm: Aus meiner Perspektive wäre klar, dass sich die Organisation von Blockaden – sei es die Blockade von Rechnern oder von Kreuzungen – nur politisch verstehen lässt. Auch wenn die ganze Flashmob-Bewegung darauf bestanden hat, unpolitisch zu sein, artikuliert sie ja das Begehren abzuweichen. Auch wenn es sich nur für zehn Sekunden zeigt. In Berlin gab es mal den Versuch, einen McDonalds-Laden lahmzulegen. Da standen Leute mit Stahlhelmen, die durch Megaphone die Leute angewiesen haben. Gekommen waren 10.000 Leute, die es genossen, McDonalds einmal zu überfordern. So reaktionär und kleinbürgerlich die Aktion war, sie artikuliert den Wunsch, die Maschine für einen Moment lahmzulegen. Es gibt dieses Moment, das ich immer interessant finde: Herauszufinden, wie kann man etwas blockieren oder kaputt machen. Das hat viel davon, wie in den 70er Jahren Graffiti funktioniert hat. Zwischen dem Beton Markierungen setzen — und genauso setzt man heute halt elektronische Markierungen.
pf: Ole, ihr von LIGNA habt das Radioballett als Format entwickelt, das häufig in einem Atemzug mit zivilem Ungehorsam genannt wird. Allerdings grenzt ihr euch stark davon ab. Warum?
Ole: In erster Linie, damit eine bestimmte Verwechslung nicht stattfindet. Und klar, zu zivilem Ungehorsam gehört immer eine massenhafte Praxis, die die Form ihrer Mittel wählt. Das unterscheidet sich von unseren Interventionen. Diese sind eine künstlerische Reflexion, die dann auch Eingriffe versucht, aber nicht das sein will, was in den letzten Jahren als kreativer Widerstand verstanden wurde. Wir sind über die freien Radios politisch sozialisiert worden. Wir haben unsere Form als einen Versuch verstanden, überhaupt Handlungsfähigkeit zu erhalten — aus einer Niederlage heraus: Der Grund des Radioballetts war, dass die Bahn Bahnhöfe an eine Tochtergesellschaft ausgelagert und denen das Hausrecht übertragen hat. Weil dort keine Demonstrationen mehr möglich waren, haben wir überlegt, welche Handlungsmöglichkeiten ein Medium wie das Radio erlaubt. In dem Moment, wo andere Mittel nicht greifen, ist es sinnvoll, die Ebene zu wechseln, um handlungsfähig zu werden. Außerdem war das Radioballet auch immer eine Kritik an den freien Radios. Die meisten Leute in den freien Radios haben diese wie den öffentlich-rechtlichen Rundfunk der 80er Jahren verstanden. Man sendet etwas, das man für wichtig hält. Aber diese Praxis ist noch keine Kritik am Medium.

 pf: Ole, Kim sprach vorhin vom Regelübertritt, worin genau bestand der bei euch? Die Bahn hat versucht, euch zu verklagen. Ein Gericht hat eure Aktion für legal erklärt. Hat die Aktion damit an Symbolkraft verloren?
Ole: Diese Symbolkraft interessiert uns nicht. Wir wollen einen Raum konkret verändern und den Handlungsspielraum erweitern. Für uns war das Radioballett immer legal, nur die Deutsche Bahn sah das anders. Aus unserer Perspektive beginnt der Ungehorsam viel früher. Er besteht darin, sich in eine Situation zu begeben, in der man etwas tut, was man eigentlich nicht tun kann. Das ist eine Frage von Kollektivität, bei der ich zu Anfang des Jahrzehnts noch skeptischer gewesen bin. Zum zweiten geht es darum zu schauen, wie der eigene Körper im öffentlichen Raum geregelt ist, wie ich gehorche, bevor ich überhaupt darüber nachgedacht habe.
pf: Man kann also Disziplinierung spürbar machen? Kann man andersherum dissidentes Verhalten „einüben“?
Kim: Wir waren im letzten Jahr in Dresden über 12.000 Leute. Das war nicht nur der harte Kern der Antifa. Das war ein breites Spektrum von Menschen. Wir haben ja monatelang bundesweit mobilisiert und in Dresden die Aktionskonferenz durchgeführt. Haben uns mit den Leuten auseinandergesetzt und erklärt: Eine Blockade kostet nicht mehr als ein Strafzettel. Wir haben versucht, den Leuten die Angst zu nehmen. Das hat funktioniert.
pf: Eine Frage, die wir in der Redaktion diskutiert haben, lautet: Ist für die Bestimmung von zivilem Ungehorsam politisches Bewusstsein ausschlaggebend? Oder liegt da die Unterscheidung zu anderen Kategorien wie Dissidenz?
Kim: Politisches Bewußtsein ist immer ausschlaggebend. Der Begriff der Dissidenz wird aus meiner Sicht im Wesentlichen im Zusammenhang mit autoritären Staaten benutzt. Es stellt sich die Frage, ob Dissidenz in modernen kapitalistischen Gesellschaften möglich ist? Oder ist das nicht „nur“ eine Abweichung, die tendenziell sogar eingemeindet und als Mode aufgegriffen wird?
Andrea: Lohnarbeitsverweigerung? Ohne Ticket fahren?
Kim: Ist Verweigerung schon Dissidenz? Ich kenne den Begriff im Zusammenhang mit der Sowjetunion oder dem Prager Frühling. (lacht) Aber da zahlst du für Dissidenz einen hohen Preis, namentlich intellektuelle Isolation, Freiheitsentzug etc. Das ist für mich mit Dissidenz verknüpft. Das sind ja andere Konsequenzen, als wenn ich nicht arbeiten gehe, mich mit Sozialleistungsbezug durchschlage oder mit anderen Formen von Aneignung. Das ist abweichendes Verhalten. Wenn ich mich erwischen lasse, hat das auch konkrete Folgen. Aber Dissidenz? Ich würde lieber über Widerstand sprechen. Widerstand das beinhaltet eben auch konkrete Aktionen gegen die Verhältnisse, die man ablehnt und die man verändern will.
pf: Zugespitzt: Im liberalen Kapitalismus gibt es keine Dissidenz, weil es diese starren, externen Zurichtungs- und Normierungsinstanzen nicht gibt?
Ole: Weil sie auf einer anderen Ebene stattfinden. Entscheidend ist: Natürlich gibt es eine Regulation von abweichendem Verhalten. Aus meiner Wahrnehmung hat diese Regulation in den letzten 30 Jahren sogar zugenommen. Es ist viel schwerer geworden, sich abweichend zu verhalten oder abweichend zu leben. Wie z.B. Städte umgebaut wurden, wie bestimmte Verhaltensweisen verunmöglicht werden. In Hamburg gab es früher einen Punker-Treffpunkt mitten in der Innenstadt. Sowas wäre heute nicht mehr denkbar. Das heißt noch nicht, dass man dann anfängt, auch politisch was gegen das System zu unternehmen.
Kim: Die These war nicht so absolut gemeint. Ich stelle nur die Frage: Gibt es Dissidenz in dieser Gesellschaft? Und das ist eine Frage, die ich mir noch nicht beantwortet habe. Es gibt viele Dinge, die vor 10 Jahren noch die völlige Abweichung waren und die nun eingemeindet sind. Ich denke, das ist zweiseitig. Einerseits gibt es viel mehr Zugriff auf das Individuum durch Technologien, durch Regulation von Alltag, durch Druck zu Erwerbsarbeit und weil die sozialstaatlichen Leistungen an Sanktionen gebunden sind. Aber andererseits geht heute viel mehr als vor 20 Jahren.

 pf: Kim hat gerade den Zugriff auf das Individuum durch Technologien betont. Andrea, gilt das auch für elektronische Kommunikation?
Andrea: Da gibt es zwei entgegengesetzte Sichtweisen auf die Frage, ob elektronische Kommunikation den Menschen steuert und insofern zurichtet: Die einen sagen, das Internetprotokoll sei an sich frei, es ermögliche eine nur sehr schwer regulierbare Kommunikation. Schließlich es gibt immer wieder so eine Art „Darknet“, wo selbst unbedarfte User sich irgendwelche Dateien herunterladen können. Sowas kann natürlich nur unglaublich autoritär kontrolliert werden, um Kommunikation darüber langfristig zu verhindern – beispielsweise durch Komplettabschaltung aller größeren Provider, Kappen der großen Breitbandkabel, der Wireless-Technologien etc. Die anderen sagen im Sinne von Bruno Latour, „Technik ist stabilisierte Gesellschaft“. Und je nachdem, wie man die Gesellschaft beurteilt, richtet Technik in dem Maße zu, wie es die Form der Gesellschaft mit sich bringt. Postfordistische Zurichtung könnte z.B. eine Komplettüberwachung meinen, die keine planende Zentrale hat, sondern durch die Eigendynamik des Zusammenspiels zwischen technischen wie menschlichen Akteuren entsteht. Gemeint sind die Mechanismen, mit denen sich Menschen in ihrem Verhalten zurichten lassen. Weil sie überall Automaten benutzen müssen: für Tickets, fürs Bezahlen mit Geld oder Abheben von Geld, für die Orientierung, weil an Flughäfen Kontrollen sind, weil Menschen plötzlich überall ihre Fingerabdrücke für halbautomatische Kriminalitätsprävention hinterlassen sollen, weil im Alltag die Kommunikation und selbst die Kontrolle durch Technik ersetzt wird. Da kann ich noch nicht mal gegen eine Institution protestieren, weil selbst bei der politischen Überwachung auf Grund der Automatisierung irgendwann nicht mehr klar ist, wer da eigentlich verantwortlich ist.

 Ole: Würdest du aus deiner Perspektive z.B. illegale Downloads als Form zivilen Ungehorsams im Alltag sehen?
Andrea: Das würde ich so sehen. Das ist individueller ziviler Ungehorsam.
pf: Das führt zu der Frage zurück, ob politisches Bewusstsein eine Bedingung für Dissdenz ist. Also noch einmal: Ist ziviler Ungehorsam inhaltlich bestimmt oder ist es nur eine Form.
Andrea: Es geht mir schon darum, dass es z.B. um Freiheitsrechte geht. Wenn, wie in deinem Beispiel, Ole, Faschisten McDonalds besetzen, ist das kein Ungehorsam.
Kim: Ich würde sagen, ziviler Ungehorsam ist ein Mittel, eine Form. Mir fallen Aktionen ein, die ich Scheiße finde, die trotzdem Ungehorsam sind — Sachen, die ich überhaupt nicht emanzipatorisch finde. Ich würde zivilen Ungehorsam vor allem an der Verneinung von Gehorsam festmachen. Ungehorsam ist, zu sagen: „Nö, so nicht.“ Ziviler Ungehorsam ist eine Form, die man mit bestimmten Zielen heranziehen kann. Wir wollten in Dresden die Nazis blockieren, aber wir wollten auch unsere Inhalte unterbringen. Wir finden z.B., dass in Dresden ein unglaublicher Geschichtsrevisionismus und Opfermythos vorherrscht. Und das war uns ein Dorn im Auge, dieser Geschichtsrevisionismus der Mitte, der sich wie Kaugummi überall reinlegt. Letzten Endes ging es auch darum, bei Leuten den Gedanken anzustoßen, dass es vielleicht Gründe gibt, warum Nazis nach Dresden kommen. Im Aufruf dieses Jahr gibt es ein klares Bekenntnis zu zivilem Ungehorsam, zum kollektiven Regelübertritt.

 Ole: Für mich würde ziviler Ungehorsam da beginnen, wo man anfängt, den autoritären Charakter der eigenen Persönlichkeit hinter sich zu lassen. Bei Adorno heißt es: „Der Kleinbürger glaubt, wenn er das Radio ausschaltet, habe er dem Diktator das Maul gestopft“. Das ist natürlich der Punkt, wo man sich selbst in seinem autoritären Charakter einfindet. Man tut etwas, aber nur aus einem Ressentiment heraus. Ungehorsam muss darüber hinaus weisen. Das ändert nichts daran, dass es trotzdem um die Form geht und man sich auch reaktionären zivilen Ungehorsam vorstellen kann. Ich finde es im übrigen entpolitisierend, wenn man sagt, ziviler Ungehorsam sei eine genuin linke Form wäre. Man muss immer schauen, was in der historischen Situation möglich ist und mit welcher Perspektive es gemacht wird.
Andrea: So gesehen stimmt das. Als Form ist ziviler Ungehorsam verschieden anwendbar. Andererseits, gegen welche Form von Autorität verstößt denn der Ungehorsam, wenn er reaktionär verwendet wird?
Kim: Es gab Anfang der 1990er Jahre im brandenburgischen Dolgenbrodt BürgerInnen, die Sitzblockaden organisiert haben, um zu verhindern, dass ein AsylbewerberInnenheim eingerichtet wird. Das ist verachtenswert, aber eine Form zivilen Ungehorsams.
pf: Eine andere Frage der politischen Praxis ist die nach Vereinnahmbarkeit. Gerade in Hamburg gibt es ja eine Diskussion darüber, ob auch jede kritische künstlerische Äußerung, nicht schon Stadtmarketing des „kreativen Hamburg“ ist.
Ole: Wir fanden die Vereinnahmung für „kreativen Widerstand“ viel gravierender. Für alles andere war das viel zu unbedeutend und zu sehr in postautonomen Strukturen verankert. Problematischer erscheint mir die andere Seite. Dass man glaubt, nur weil man kreativer oder bunter ist, sei man schon auf der richtigen Seite. Man übersieht damit, dass man sich perfekt in diese postfordistische Kreativitätsökonomie einfügt und Karriere darüber macht, dass man bunte Aktionen organisiert. Aber klar, wie kann man als jemand, der an einer bestimmten Praxis interessiert ist, eine Abweichung leisten, wenn man schon immer in sowas wie Stadtmarketing einbezogen wird? Wir kommen da nicht raus. Sobald wir gute Arbeit machen, kann Hamburg damit für sich werben.
pf: Noch eine ethische Frage: Gibt es Formen zivilen Ungehorsams, die ihr nicht legitim findet oder die ihr aus ethischen Gründen ablehnt?
Andrea: Auf den ersten Blick könnte man meinen, Formen von elektronischem Ungehorsam können nicht so schlimm sein, es sind ja nur Maschinen betroffen. Wenn Server von Großunternehmen down sind, finde ich das nicht sooo schlimm. Wenn man allerdings an den Stuxnet-Virus z.B. denkt, der gegen die Siemens-Software iranischer Atommailer programmiert war, sieht das anders aus. Die Software von Atomkraftwerken lahmzulegen wäre gefährlich und könnte schnell eine ethische Grenze überschreiten. Wenn Menschen zu Schaden kommen, wäre für mich eine Grenze erreicht.

 Kim: Ich finde, es gibt Mittel und es gibt Ziele. Ich denke, man muss bei jeder Aktion überlegen: Was mache ich, wie erreiche ich es und wo sind meine Grenzen?
Ole: Das Interessante bei zivilem Ungehorsam ist doch, dass man versucht, Handlungsfähigkeit zu erreichen, die einen nicht sofort in den Knast bringt — die dem Staat keine Repression ermöglicht. Das war ja auch bei unserer Aktion eine Überlegung. Man kann im Bahnhof tausend Sachen machen, bei denen man abgeführt wird, die Personalien festgestellt werden und fertig. In den 1980er Jahren war ich bei verschiedenen Sachen, wo ich den Eindruck hatte, dass es genau darum ging. Da hat man sich schon immer selbst zum Opfer staatlicher Gewalt gemacht. Man hat ein Haus besetzt, hat gewartet bis die Polizei kommt, hat sich festnehmen lassen. Und wenn dann das Verfahren kam, hat man versucht, den Prozess politisch zu führen. Das kann eine politische Praxis sein. Ich fand es immer interessanter herauszufinden, wo man den Apparat aushebeln kann, wo es eine bestimmte Ohnmacht des Apparats gibt, weil er das, was man tut, nicht erfassen kann. Da würden mir jetzt auch wenig ethische Grenzen einfallen.
pf: Letzte Frage: Was haltet ihr für die gelungendste Aktion zivilen Ungehorsams der letzten 10 Jahre?

 Kim: G8 war super – die Überwindung von Polizeisperren. „Castor schottern“ war toll. Aber die Blockaden in Dresden würde ich auch ganz weit oben einordnen. Was mir noch einfällt: Eine gelungene Form von zivilem Ungehorsam ist, wenn sich Menschen in einem Passagierflugzeug nicht hinsetzen und damit Abschiebungen verhindern.
Andrea: Das stimmt. Von der Naturfreundejugend Berlin fand ich die antinationalen Kampagnen, die viele richtig geärgert haben, sehr gelungen. Pink Rabbit (siehe das Titelbild der 5. Ausgabe vom prager frühling) und Vorrundenaus 2006 zur Fußball-WM der Männer. Ansonsten halte ich noch Schutzehen und andere kreative Umgehungsformen von staatlichem Rassismus für einen wichtigen Bereich des zivilen Ungehorsams. Allerdings ist es auch zynisch, dass Instrumente wie die Ehe, die ein sehr großes Abhängigkeitsverhältnis vor allem für eine illegalisierte Person mit sich bringen, ein Ungehorsamsinstrument sein sollen. Dass es eines der wenigen Mittel ist, sich als Mensch ohne Pass langfristig einer permanenten Entrechtung entziehen zu können, sagt viel über den Zustand der westlichen Freiheit aus.
Ole: G8 ist für mich nicht so interessant, weil das eine klassisch militärische Konfrontation ist. Da finde ich den Castor viel spannender, wo es darum geht: Man hält ihn auf und erhöht den politischen Preis.
pf: Vielen Dank für das Gespräch.



streiks: wild und politisch

oder wirkungslos wie ein lauer Herbst

Mag Wompel
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Das Streikrecht und dessen Wahrnehmung war schon immer eine Machtfrage. In Zeiten des Klassenkampfes von oben durch abnehmenden Bedarf an menschlicher Arbeitskraft stellen wir auch die abnehmende Bereitschaft des Kapitals zu Kompromissen fest. Anders ausgedrckt: Die Androhung von Streiks kann ein Kapital, das unter (selbst erzeugten) berkapazitten leidet, kaum schrecken, wodurch die Gewerkschaften, wenn sie nicht tatschlich streiken wollen, immer mehr Konzessionen machen mssen.  

Dies alles spielt sich vor dem Hintergrund einer extremen Verrechtlichung des Arbeitskampfes in Deutschland, eines quasi betonierten Klassenkompromisses ab. Die Akzeptanz des Streiks als absolut letztes Mittel durch die Gewerkschaftsfhrungen  aus untertniger Rechtsstaatlichkeit, aber auch aus Wettbewerbskorporatismus  fhrte dazu, dass Streiks in ihrer ritualisierten Form lngst zu einer Parodie der Arbeiterbewegung verkommen sind. Whrend also die Lohnabhngigen die ganze Bckerei fordern mssten, um auch nur einen Krmel der Torte zu erhaschen oder Schlimmeres zu verhindern, fordert das Kapital aktuell gar ein Streikverbot. Eigentlich unntig, denn gerade liegt ein gemeinsamer Vorsto von DGB und BDA fr gesetzliche Regelungen gegen Spartengewerkschaften vor, wobei diese Sozialpartnerschaft in Sachen Tarifeinheit eindeutig auch das ohnehin rudimentre Streikrecht einschrnken wird. Whrend das Kapital hierbei das Gespenst der britischen Verhltnisse mit permanenten Streiks von Spartengewerkschaften an die Wand der nationalen Wettbewerbsfhigkeit malt, sind die Gewerkschaftsapparate zum Schutz vor kleinerer und kmpferischerer Konkurrenz bereit, (blutig) erkmpfte Errungenschaften der Arbeiterbewegung fr den Erhalt des Klassenkompromisses aufzugeben.
  
Wer unter den Lohnabhngigen bereit ist, die nationale Wettbewerbsfhigkeit und notfalls auch den eigenen Arbeitsplatz zu gefhrden, diskutiert seit lngerem neue Formen des Arbeitskampfes: Wie Franzsisch lernen, wie mit Verngstigten kmpfen, wie die Solidaritt der betroffenen Bevlkerung erhalten? In der Krise greifen Lohnabhngige weltweit zu spektakulren und oft verzweifelten Mitteln (von Betriebsbesetzungen bis zu Hungerstreiks, Geiselnahmen, Selbstverbrennungen), doch eben erst aus Verzweiflung, oft gegen die Gewerkschaften und wenn gewerkschaftlich initiiert, dann meist fr Sozialplne, nicht gegen die Betriebsschlieung.
  
Es ist offensichtlich, dass legale Arbeitskampfmittel nur legal sind, weil sie nicht wirken. Dass Streiks auerhalb der Tarifrituale wirkungsvoll sein knnen und zudem sanktionsfrei bleiben, hat z.B. die Bochumer Opelbelegschaft 2004 gezeigt. Wenn sich eine Belegschaft selbstermchtigt widersetzt, hilft das zwar gegen allzu kompromissbereite Betriebsrte oder Gewerkschaftsapparate. Aber es bleibt wirkungslos gegen konomisch bedingte Entlassungen und Betriebsschlieungen. Denn hier geht es um den Kampf um Lebensbedingungen, nicht mehr um den betrieblichen Arbeitsplatz. Wenn Hartz-Gesetze und Privatisierungen der Lebensvorsorge selbst prekre Arbeitspltze alternativlos machen, mssen die Lohnabhngigen (mit oder auch ohne die Gewerkschaftsapparate) ihre sonst zersplitterten einzelbetrieblichen Kmpfe zu gesellschaftlichen und politischen machen. Doch politische Streiks werden nicht bei der Regierung erbettelt, sie werden einfach gefhrt. Wild und politisch  oder wirkungslos.
 
Autorinneninfo:
 
Mag Wompel ist Industriesoziologin, verdi-Mitglied und Redakteurin bei LabourNet Germany, einer Internetplattform fr Ungehorsame, mit und ohne Job.




Kritischer Professionalismus

Debatte: Schimäre oder Notwendigkeit

Kolja Möller und Stefan Gerbing

Pro: 
 
 
druck in den kessel!

  
Plädoyer für kritischen Professionalismus 
  
 von Kolja Möller 
  
 Dass gesellschaftliche Veränderung im Alltag beginnt, ist eine Binsenweisheit. Klar: Es braucht Demos, linke Abgeordnete und Bewegungs-Größen. Aber das alles wird nichts, wenn sich im Alltag nichts ändert. Erst wenn hier die Widersprüche aufbrechen, wenn Druck im Kessel ist, kann gesellschaftliche Veränderung stattfinden: Keine Schulreform ohne Diskussion im Klassenzimmer und Konflikte mit der Gymnasiallobby. Keine antiautoriäre Gesellschaft ohne innerfamiliäre Konflikte, die den pater familias seiner Autorität berauben. Keine commonistische Perspektive ohne Medienarbeiter_innen, die ihre Kompetenzen für eine andere Gesellschaft einsetzen. Für viele bedeutet Alltag auch Lohnarbeit in einem Beruf. Dafür wird die Jugend lang geprobt. Man qualifiziert sich, erwirbt Kenntnisse und positioniert sich innerhalb der kapitalistischen Arbeitsteilung.
 
 Doch es gibt Spielräume für eine kritische Ausübung seines Berufs. Erworbene Kompetenzen müssen nicht zwangläufig so eingesetzt werden, wie es erwartet wird. Lehrer_innen können zumindest in Ansätzen den Lehrplan durchkreuzen. Ärzt_innen können bei „Castor Schottern“ verletzten prager-frühling-Redakteuren den Arm schienen (wie jüngst geschehen!). Informatiker_innen können die nächste Online-Demo technisch unterstützen. Berufsgruppen können sich selbst organisieren und die Spielräume für eine kritische Ausübung ihres Berufs ausloten. Dass sie dabei an Grenzen stoßen, etwa die Lehrpläne im Bildungsbereich oder die Gewaltförmigkeit der Polizei, ist bei vielen Berufsbildern vorprogrammiert. Doch dieser Konflikt mit der „déformation structurelle“ und der „déformation professionelle“ ist Teil eines notwendigen Lern- und Aufklärungsprozesses, die eine „formation professionelle“ voraussetzt.
 
 Der gesellschaftlichen Linken ist nicht damit geholfen, dass man sich für seine Rolle in der Arbeitsteilung schämt. Vielmehr sind alle Versuche, die eigene Rolle gegen den Strich zu bürsten und vorhandene Spielräume zu nutzen, Anknüpfungspunkte für linke Politisierung. Die Linke braucht Rechtsanwält_innen, die juristisch was drauf haben. Studierende, die gründlich studieren. Journalist_innen, deren Schreibstil zum Weiterlesen animiert. Dann kann eine Kritik an der Verselbständigung des Beruflichen und der damit einher gehenden Verteilung von Herrschaftspositionen sinnvoll einsetzen. Ohne eine vorherige „formation professionelle“ und ein hinreichendes Maß an Fähigkeiten sind solche politischen Ressourcen nicht zu erschließen.
 
 Die gesellschaftliche Linke braucht einen Aufbruch des kritischen Professionalismus. In den letzten Jahren sind Fortschritte erzielt worden. Eine Partei links von der Sozialdemokratie erzielt stabilen Einfluss im politischen System. Darüber hinaus ist eine Erneuerung außerparlamentarischer Proteste zu beobachten. Dabei besteht die Gefahr, dass Fragen alltäglicher Politisierung aus dem Blickfeld geraten: Am Wochenende bei der Linkspartei den „demokratischen Sozialismus“ beschließen, um am Montag als Bürgermeister das Verwaltungsrecht genauso anwenden wie ein CDU-Bürgermeister. Immerhin gibt es schon Keimformen für einen kritischen Professionalismus. Von Teilen der Gewerkschaften, über kritische Ärzte- und Anwältevereine bis hin zu kritischen Polizist_innen. Solchen Organisationsansätzen Leben einzuhauchen oder neue Ansätze zu erproben – daran entscheidet sich unter anderem, ob sich konkret erfahrbare Veränderungen einstellen. 
  
Contra:
  
fallstricke der déformation professionelle
 
Eine Kritik des Kritischen Professionalismus und ein Plädoyer für die Kritik der Profession
  
 von Stefan Gerbing 
 Was haben SozialdemokratInnen im Kaiserreich, eine Vierjährige und die Frauenbewegung gemeinsam? Was nach dem Anfang eines schlechten Witzes klingt, ist der Einstieg in eine oft gestellte Frage, mit der politische Bewegungen nach einer gewissen Etablierung zu tun haben. Im Zuge von Institutionalisierung findet zum einen eine Professionalisierung von Bewegungen statt. Zum anderen werden kritische Inhalte Teil von Professionsverständnissen. Dieser „kritische Professionalismus“ ist also von Professionalisierung nicht zu trennen. 
 Die organisierte Sozialdemokratie stellte sich die Frage in dem Moment, als die Identität als Arbeiterpartei in Frage stand. Bestand bereits in der Anfangszeit die Parteiführung nicht aus ArbeiterInnen, sondern z.B. HandwerkerInnen wie August Bebel, veränderte sich nach Abschaffung der Sozialistengesetze auch die soziale Zusammensetzung. Plötzlich gab es sozialistische Reichstagsabgeordnete und bezahlte Kader. Viele LehrerInnen traten plötzlich in die Partei ein, weil sie gleichzeitig Sozialist und Staatsangestellte bzw. „Revoluzzer und Lampenputzer“ (Erich Mühsam) sein konnten. Das veränderte allerdings auch die innerparteilichen Machtverhältnisse. Der sozialdemokratische Soziologe Robert Michels entwickelte nicht zufällig in dieser Zeit das „Gesetz der Oligarchie“. Seine These: Innerparteiliche Machtverhältnisse verfestigen sich im Zuge der Professionalisierung. Die Führungsnotwendigkeit und das Beharrungsvermögen bürokratisierter Parteiapparate stehe im Spannungsverhältnis zu innerparteilicher Demokratie.
 
 Für die Frauenbewegung stellte sich die Frage einige Jahrzehnte später. Neben dem Wahlrecht war für Protagonistinnen der bürgerlichen Frauenbewegung wie Louise Otto-Peters eine zentrale Forderung, überhaupt Zugang zu Bildung und Erwerbsarbeit zu bekommen. Man sieht also: Einen kritischen Professionalismus konnte es vor Erreichen dieser Ziele gar nicht geben. Für proletarische und für viele ledige Frauen stellte sich die Frage ganz anders. Sie hatten ebenfalls keine Berufswahl. Sie mussten arbeiten, allerdings in Arbeitsverhältnissen, in denen es keine kritische Berufsausübung geben konnte. Deswegen dauerte es fast hundert Jahre, bis sich Feministinnen die Frage stellen mussten, was eigentlich mit „dem“ Feminismus passiert, wenn er plötzlich als Versatzstück in Gender-Mainstreaming-Programme der Regierung Eingang findet oder einzelne Protagonistinnen um die wenigen Stellen in der akademischen Geschlechterforschung konkurrieren.
 
 Professionalisierung gilt es nicht per se zu verdammen, schließlich ist sie bis zu einem bestimmten Grad unvermeidlich. Sie sollte aber kritisch reflektiert werden. Es geht schließlich nicht primär um individuelle Wünsche, sondern um die Rückwirkungen von sozialen Institutionen. Damit wären wir bei dem Vierjährigen.
 
Antimilitaristische SoldatInnen und kritische PolizistInnen?
 
 Wenn man Vierjährigen noch unterstellen kann, dass ihnen ein Verständnis vom staatlichen Gewaltmonopol fehlt, wenn sie PolizistIn werden wollen, um für „Gerechtigkeit“ zu sorgen, sind und waren Linke häufig genauso naiv. Ihnen fehlt das Verständnis von zur Herrschaft geronnenen Machtverhältnissen. Sie glauben, dass sie an jedem Ort Gutes wirken können: Wenn sie nur die richtigen Überzeugungen haben. Sie werden dann vielleicht nicht PolizistIn, aber EntwicklungshelferIn, RechtsanwältIn oder BioladenbetreiberIn und glauben damit, das Richtige im Falschen zu tun. Das ist alles weniger schlimm als die Versuche von K-Gruppen in den 1970er Jahren statt der vermeintlich „egoistischen Kriegsdienstverweigerung“, antimilitaristische Soldatenarbeit zu betreiben und dann eben als kritischer Soldat durch die Kasernen zu marschieren. Aber es zeigt, wohin man gelangen kann, wenn nicht darüber nachgedacht wird, wie Strukturen auf das Individuum zurückwirken. Ein Extrembeispiel? Ja, doch eines, das gar nicht so wenige AnhängerInnen hatte. 1975 gab es mindestens 50 Basisgruppen der Aktion Demokratischer Soldaten. Solche Sackgassen zeigen, dass es durchaus sinnvoll ist, die Grenzen und die Möglichkeiten von kritischem Professionalismus zu reflektieren.
 
Hahahabitus und NoNoNormalisierung?
 
 In modernen Gesellschaften findet eine selektive Integration von zunächst widerständigen Praktiken statt. Was gestern nicht zu denken war und von Bewegungen erstritten wurde, wird legitimes Wissen oder akzeptierte Lebensform. Das ermöglicht einerseits machtvolle Interventionen: Zum Beispiel, wenn feministisches Wissen den Weg in Lehrbücher und Nachschlagewerke findet und damit eben Teil des wissenschaftlichen Kanons wird. Oder wenn das Ökoinstitut, das ursprünglich aus der Antiatombewegung kommt, naturwissenschaftlichen Sachverstand zur Verfügung stellt, um mit Hilfe des Planungsrechts Atomkraftwerke zu verhindern. Diese Normalisierung ändert allerdings auch die Rollen der ProtagonistInnen. Bei den kritischen Soldaten liegt die Rückwirkung der Struktur auf der Hand: Ein reiner Männerbund, der sich in der Ausübung von Gewalt trainiert. Es wundert nicht, dass die Wirkung der Struktur auf die kritischen Soldaten wohl stärker war, als die Veränderung der Struktur, die sie bewirkten. Beim Ökoinstitut führt sie dazu, dass man irgendwann auch einmal Hoechst in Sachen Unternehmensstrategie beriet. Man sieht: Auch in zivilen Berufen lassen sich solche Rückwirkungen, die berühmte Déformation professionelle, bewundern. Es ist unvermeidlich, dass bestimmte professionelle Perspektiven die Herangehensweise prägen. Personen, die sich mit kritischem Verständnis in einen Apparat begeben haben, neigen nicht zufällig mit zunehmendem Verstehen desselben zur Fokussierung auf technokratische Lösungen, die der jeweiligen Apparatelogik folgen. Während sich vor hundert Jahren die Revisionisten in der SPD Gedanken über eine sozialistische Kolonialpolitik machten und glaubten, dass sie einen viel „humaneren“ Kolonialismus machen könnten, glauben heute einige InformatikerInnen, dass man über ein bisschen Programmierung an der richtigen Stelle Demokratiedefizite oder gleich die soziale Frage lösen kann.
 
 Ein anderer Herrschaftseffekt: Professionalisierung versetzt Personen in die Funktion von Gatekeepern, die darüber bestimmen, welche Voraussetzungen den Zugang zu Apparaten regeln. Auch kapitalismuskritische LehrerInnen geben schließlich Noten und bestimmen darüber, wer aufs Gymnasium kommt und damit auch, wer vielleicht in Zukunft gar nicht vor der Entscheidung stehen kann, kritischer Lehrer zu werden. Es kommt also nicht nur darauf an, die Welt zu verändern, sondern es gilt auch, darüber nachzudenken, an welchen neuen Herrschaftswirkungen und Ausschlüssen man unter Umständen gerade professionell mitbastelt.
 
Es braucht fremde Augen für die eigenen blinden Flecke!
 
 Was also ist die Alternative, wenn es also aus den genannten Gründen kein simples Plädoyer für einen kritischen Professionalismus geben kann? Das Berufliche zur Privatangelegenheit erklären und gar nicht erst einzufordern, dass sich Menschen Gedanken machen, wie sie auch ihren beruflichen Alltag in emanzipatorischer Hinsicht verändern? Unbefriedigend und zynisch. Die Kämpfe um gesellschaftliche Hegemonie sind selbst eine Form von Institutionalisierung, die ohne eine Professionalisierung nicht zu denken sind. Gatekeeperfunktionen sind durchaus wünschenswert, wenn sie verhindern, dass z.B. sexistische Positionen in ein Organisationsverständnis eingeschrieben werden oder wenn sie ermöglichen, dass bisher marginalisierte Sprechpositionen hörbar werden. Es bedarf daher kritische Korrektive, welche die eigene Betriebsblindheit korrigieren. Jenseits eines kritischen Professionalismus benötigt es Reibungsfläche, die eine Kritik des eigenen Professionalismus ermöglicht. Daran mangelt es derzeit eher. In Zeiten, in denen selbst bei Gewerkschaftsstiftungen auf Regelstudienzeitenerfüllung geschaut wird und mancher Parteifunktionär vor lauter Arbeit sich dann doch im geschlechtsspezifisch aufgeteilten Familienernährermodell einrichtet, sollte man sich sehr genau fragen, welches Verständnis von Professionalismus gemeint ist, wenn von kritischem Professionalismus die Rede ist. Manchmal ist es wohl nur das hegemoniale. Mit einem kritischen Mäntelchen.
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spielräume dehnen

Heidi Knake-Werner über Dissidenz in Regierung
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prager frhling: Als Sozialsenatorin hast du in Berlin eine Ausfhrungsvorschrift (AV) Wohnen fr Hartz-IV-Betroffene vorangebracht. Was zeichnete diese aus?
  

Heidi Knake-Werner: Ich hab die Hartz- Gesetze als schweren Angriff auf das Sozialsystem abgelehnt. Insofern ist mir deren Umsetzung alles andere als leicht gefallen. Mir war wichtig, dafr zu sorgen, dass Hartz- IV-Betroffene in gewohnter Umgebung bleiben knnen, also Ghettobildung in den Randlagen verhindert wird. In unser AV fr die Wohnkosten wurde eine bergangsfrist von einem Jahr festgelegt, weil es fr die Betroffenen wichtiger ist, sich um einen neuen Job zu kmmern, als eine neue Wohnung zu suchen. Die Richtwerte fr die Miethhe orientieren sich am Mietspiegel. Auf Vorgaben fr die Wohnungsgre haben wir verzichtet. Fr Alleinerziehende, ltere und Menschen mit Behinderungen wurde aufs Kostensenkungsverfahren ganz verzichtet, bei anderen wurde eine berschreitung der Richtwerte um 10 % ermglicht. All dies hat dazu beigetragen, dass in Berlin von den 320.000 Bedarfsgemeinschaften jhrlich nur 0,2 % umziehen mussten. 
 
pf: Die rot-schwarze Bundesregierung hat dagegen geklagt. Warum? 
 
Knake: Ja, und zwar mit dem Vorwurf, gegen ein Bundesgesetz zu verstoen. Es war schon kurios, dass ein sozialdemokratischer Arbeitsminister eine SPD-gefhrte Landesregierung vor das Gericht bringt. Hintergrund waren Recherchen des Bundesrechnungshofs in einem von zwlf Berliner Bezirken und nicht besonders serise Berechnungen, wonach wir wegen der Ein-Jahres-Frist zu viel Geld ausgeben. Uns leuchteten diese Argumente nicht ein, aber schlielich mussten wir uns dem richterlichen Druck beugen. pf: Per Gerichtsbeschluss wurde Euch besttigt, mit der AV Wohnen ein Gesetz gebrochen zu haben. Wie fhlt man sich, wenn man als Senatorin Gesetze bricht? 
 
Knake: Na, spaig ist eine solche Klage nicht, aber politisch habe ich mich gut gefhlt. Ich fand unsere Herangehensweise richtig und sozial das Mindeste, was wir tun mussten. Ich bin bis heute berzeugt davon, dass es richtig ist, die Spielrume auch zu dehnen, wenn es darum geht, die soziale Lage der Menschen zu verbessern. Unsere Wohnkostenregelungen wurden bundesweit gelobt, u.a. vom Deutschen Verein. Sie bewirkten das, was uns besonders wichtig war: 40 Prozent fanden im ersten Jahr des ALG-II-Bezugs einen neuen Job. Sie konnten sich darauf konzentrieren und mussten nicht um ihre Wohnung bangen. Ein anderes Vorgehen verlangt andere Mehrheiten im Bund. Und da ist mit Grnen und SPD nicht zu rechnen. 
 
pf: Ziviler Ungehorsam  damit assoziiert man Proteste auf der Strae. Kann man auch in einer Regierung dissident sein? 
 
Knake: Auch in der Regierungsarbeit kann man widerstndig sein. Eine meiner ersten Amtshandlungen war z.B., die Chipkarten fr Asylsuchende abzuschaffen und statt dessen Bargeld auszuzahlen und dafr zu sorgen, dass sie normal Wohnungen anmieten knnen, statt in Massenunterknften zu leben. Das war damals gegen die Gesetzeslage, konsequenter Weise remonstrierte mein Abteilungsleiter. Aber es hat geklappt. Auch der Mindestlohn fr Hartz-IV-Betroffene in Jobs des ffentlich gefrderten Beschftigungssektors war nur mglich bei grozgigster Auslegung der Rechtsverordnungen des Bundes. 




medizinische versorgung für alle!

Ole Baumann über die Arbeit des Medibüros



prager frühling: Wie können wir uns das Leben einer illegalisierten Person in Deutschland vorstellen?
Ole Baumann: Dafür ist es wichtig, die rechtliche Entwicklung vor allem in den 1990er Jahren zu erinnern. Mit dem § 76 Ausländergesetz (heute § 87 Aufenthaltsgesetz) wurde die Übermittlungspflicht eingeführt. Danach sind alle öffentlichen Stellen verpflichtet, wenn sie bei der Ausübung ihrer Tätigkeit von einem illegalen Aufenthalt Kenntnis nehmen, die Ausländerbehörde zu informieren. In der weiteren Entwicklung waren sicherlich die Anschläge 1992 und 1993 entscheidend, und dann 1993 die Änderung des Grundgesetzes mit der weiten Einschränkung des Asylrechts. 1994 kam dann noch der so genannte Schlepper-Paragraph hinzu, nach dem Menschen, die Illegalisierten Unterstützung anbieten, mit einer Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren bedroht sind. All das heißt für die Betroffenen, dass es bereits sehr schwierig ist, überhaupt nach Deutschland zu kommen. Zusätzlich ist mit der Übermittlungspflicht die Gefahr einer Aufdeckung bei jedem Kontakt mit öffentlichen Stellen viel größer geworden. Die Rechte, die sie dennoch haben, können sie nur schwer einklagen. Damit sind sie in allen Lebensbereichen vor sehr große Probleme gestellt: Sei es bei der Arbeit, wo in aller Regel nur Schwarzarbeit möglich ist, und sie ihren ArbeitgeberInnen ausgeliefert sind. Sei es bei Wohnungen, bei denen VermieterInnen die Situation ausnutzen und Wohnräume in schlechtem Zustand zu überhöhten Preisen vermieten.
pf: Was bedeutet es für Illegalisierte, krank zu werden?
Baumann: Grundsätzlich haben Illegalisierte nach Asylbewerberleistungsgesetz Anspruch auf Leistungen zur medizinischen Versorgung. Nur müssen sie hierfür beim Sozialamt einen Krankenschein beantragen. Das Sozialamt ist dann aber der Ausländerbehörde gegenüber meldepflichtig. Sobald Illegalisierte einen Krankenschein beantragen, sind sie also akut von einer Abschiebung bedroht. Das führt dazu, dass eine medizinische Behandlung meist so weit hinausgeschoben wird, bis überhaupt gar nichts mehr geht. Das ist mit der Gefahr verbunden, dass Krankheiten chronifizieren und dann auch aufwendiger zu behandeln sind.
 Illegalisierte, die als Notfall in einem Krankenhaus behandelt werden müssen, sind seit September 2009 durch den so genannten verlängerten Geheimnisschutz, zu dem alle MitarbeiterInnen bis hin zur Verwaltung gebunden sind, vor Meldung bei der Ausländerbehörde geschützt. Erstens ist das aber vielen Betroffenen nicht bekannt und zweitens ist es für die Krankenhäuser sehr schwierig, die Behandlungskosten von den Sozialämtern erstattet zu bekommen. Wenn es sich nicht um lebensbedrohliche Situationen handelt, passiert es daher auch, dass mittellose PatientInnen in den Notaufnahmen der Krankenhäuser abgewiesen werden.
pf: Was leistet das Medibüro für Illegalisierte?
Baumann: Das Medibüro hat sich als nicht-staatliches, spendenfinanziertes Projekt 1996 gegründet und basiert ausschließlich auf unentgeltlicher Mitarbeit. Wir haben uns zwei zentrale Arbeitsfelder gesetzt. Das eine ist die praktische Arbeit. Dabei geht es darum, Illegalisierten eine medizinische Versorgung zu vermitteln. Wir haben ein Netzwerk von mittlerweile 120, 130 Arztpraxen, aber auch Hebammen, PhysiotherapeutInnen sowie punktuell auch Kliniken und Apotheken aufgebaut, also ein breites Feld aus medizinischen Einrichtungen und Personen, die sich bereit erklärt haben, kostenlos PatientInnen zu behandeln bzw. – wenn Sachkosten aufkommen – zum Sachkostenpreis oder zu vergünstigten Preisen, Dinge zur Verfügung zu stellen. Zwei Mal in der Woche haben wir eine so genannte Sprechstunde, wo dann aber nicht in einem Hinterzimmer eine abgespeckte medizinische Versorgung stattfindet, sondern wo die Leute hinkommen, schildern, was sie für ein Problem haben oder welchen Arzt sie brauchen, und wir sie dann an ÄrztInnen oder andere Gesundheitsberufe weiter vermitteln. Das heißt, wir rufen die entsprechende Person an, vereinbaren einen Termin und schicken die Leute in die jeweilige Praxis. Der andere Bereich ist die politische Arbeit. Unser Ziel ist, dass wir uns selbst überflüssig machen. Ausgehend von dem Grundrecht aller Menschen auf Gesundheitsversorgung fordern wir, dass alle Menschen, insbesondere auch Illegalisierte, einen Zugang zu medizinischer Versorgung haben, und zwar zu einer medizinischen Regelversorgung. Wir wollen nicht, dass es zu der häufig zitierten Zweiklassen-Medizin mit privaten und gesetzlichen Krankenversicherten eine dritte oder vierte Klasse für Illegalisierte gibt. Wir sind der Ansicht, dass alle Menschen das gleiche Recht haben, eine medizinische Versorgung zu erhalten.

 pf: Was bedeutet es für ÄrztInnen, eine illegalisierte Person zu behandeln?
Baumann: Das heißt im Wesentlichen erstmal, dass sie dafür kein Geld bekommt. Bei den Leuten, mit denen wir zusammenarbeiten, ist es in der Regel so, dass wir Arbeitszeiten nicht vergüten. Wir übernehmen allerdings die anfallenden Sachkosten. Um Medikamente oder Operationen bezahlen zu können, sind wir daher immer dringend auf Spenden angewiesen.
 Es war viele Jahre lang immer wieder in der Diskussion, ob sich die ÄrztInnen bei ihrer Arbeit strafbar machen. Unsere Position (und auch die Position von vielen anderen) ist, dass letztlich nie ein Straftatbestand vorgelegen hat. Das ist erfreulicherweise mittlerweile zumindest in einer Verwaltungsvorschrift vom September 2009 die offizielle Interpretation des geltenden Rechts. Das heißt, der Schlepper-Paragraph, den ich eingangs erwähnt habe, wird in dem Fall nicht angewandt, weil man sagt, dass eine rein humanitäre Unterstützung nicht unter diesen Schlepper-Paragraphen fällt. Uns sind auch keine Fälle bekannt, wo Menschen aus medizinischen Berufen dafür angeklagt worden sind. Was es durchaus gab, sind Prozesse gegen Geistliche im Rahmen des Kirchenasyls, wo man natürlich auch sagen könnte, jemandem ein Dach über dem Kopf zu geben, ist nicht sehr viel mehr als eine humanitäre Hilfestellung.
pf: Viel Erfolg bei eurer weiteren Arbeit!

Ole Baumann ist als Arzt an einer internistischen Klinik tätig und lebt in Berlin. Im Büro für medizinische Flüchtlingshilfe (www.medibuero.de) arbeitet er für eine reguläre medizinische Versorgung für alle.
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aneignung von zeit in der zigarettenpause

Arbeit zwischen Kontrolle und Eigensinn

Romy Hilbrich und Thorsten Peetz
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Unsicherheit, berlastung und Prekaritt, wohin man blickt: Die gngigen Beschreibungen gegenwrtiger Vernderungen der Arbeitswelt zeichnen ein dsteres Bild. Immer unverblmtere Angriffe auf die berbleibsel des Sozialstaats flankieren die zunehmende Warenfrmigkeit von Arbeitskraft und die fortschreitende Intensivierung von Arbeitsprozessen. Alte und neue Kontrollregime sollen dabei eine maximale Ausbeute an Arbeitsleistung sicherstellen. Die Kameraberwachung an der Discounter-Kasse, die penible Pflicht zur Dokumentation aller Pflegemanahmen aber auch die disziplinierte Selbstkontrolle der freiberuflichen Bildungsarbeiter/innen dienen nur einem Zweck: Der reibungsfreien bersetzung von Arbeitskraft in tatschlich verausgabte und konomisch verwertbare Arbeit. Kollektiver Widerstand gegen die Zumutungen dieser schnen neuen Arbeitswelt wird dabei so notwendig wie unwahrscheinlich. Fragmentierte Erwerbsverlufe, hohe Fluktuation innerhalb der Belegschaften, Arbeitslosigkeit und aktivierende Sozialpolitik sowie sinkendes gewerkschaftliches Organisationspotenzial bilden denkbar schlechte Voraussetzungen fr das Aufkeimen kollektiver Widerstandsformen. Die vermeintliche Stille am Arbeitsplatz darf jedoch nicht darber hinwegtuschen, dass es hinter der frontstage alltglichen Gehorsams auch noch eine backstage (James C. Scott) gibt. Wesentlich chaotischer eingerichtet, beherbergt sie ein schillerndes Spektrum von Praktiken, die sich der zielgerichteten Indienstnahme durch die Unternehmen widersetzen. Sie werden in dem immer wiederkehrenden Scheitern der Versuche, Arbeitskraft bis ins Letzte zu kontrollieren, sichtbar. Sie verweisen so auf deren Eigensinn. Die eigentmliche Gleichzeitigkeit von selbstbewusster (Wieder-) Aneignung und Distanz-Nehmen (Alf Ldtke) kennzeichnet die Art und Weise, in der ein Kassierer der Kundin einen schnen Tag (ver)wnscht genauso wie den sarkastischen Kommentar zweier Krankenschwestern ber den kritischen Zustand eines Patienten. Er findet sich in der (Wieder-)Aneignung von Arbeitsprodukten, der Aneignung von Arbeitszeit in der Zigarettenpause oder auch der Aneignung von Raum durch die Dekoration des Arbeitsplatzes mit Scott Adams Dilbert-Comics. Eigensinn kann sich also widerstndig zeigen und damit unterschwellig den Arbeits- in einen Kampfplatz verwandeln, auf dem managerielle Kontrollambitionen mit widerspenstigen Arbeitspraxen ringen. Aber auch wenn der Eigensinn der Beschftigten nicht zwingend der Rationalitt der Organisation gehorchen muss, handelt es sich dabei nicht schlicht um Unsinn. Eher kommt in ihm die Eigenlogik von Personen, die Rationalitt ihrer Selbstorganisation, zum Ausdruck. Das bedeutet allerdings auch, dass Eigensinn nicht umstandslos emanzipatorisches Potenzial entfaltet. Vielmehr hngt dies vom Verhltnis des Eigensinns der Personen zu anderen  u.a. kollektiven  Formen der Selbstorganisation ab. Die Artikulation von Eigensinn und Formen individueller Widerstndigkeit am Arbeitsplatz knnen kollektiven Widerstand keinesfalls berflssig machen. Sie bieten allerdings Ansatzpunkte, um das hintergrndige Rumoren auch auf die Vorderbhne dringen zu lassen. Gerade unter gegenwrtigen Bedingungen scheint die Anerkennung eigensinniger Praktiken unabdingbar, macht sie doch die Allgegenwrtigkeit von Handlungsspielrumen im Arbeitsprozess sichtbar  und damit auch politisch nutzbar.
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wir sahen uns als revolutionäre, nicht als dissidenten

Hans-Christian Ströbele zu Dissidenz und antiautoritärer Politik
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		Codeispoetry (CC BY-SA 3.0)


prager frhling: Herr Strbele, wrden Sie sich als dissident zu den gesellschaftlichen Verhltnissen verstehen?  

Hans-Christian Strbele: Mit Ihrer Frage kann ich wenig anfangen. Ich sehe mich nicht als Dissident. Dissident ist eine Bezeichnung von Kritikern aus dem Bereich des realen Sozialismus sowjetischer Prgung, bersetzt ins Deutsche als Abweichler. Vermutlich wurde sie von Nicht-Abweichlern erfunden und benutzt. 
 
pf: Aber es wre doch korrekt, Sie als antiautoritren Linken zu beschreiben. Ist Abweichung nicht grundstzlich eine notwendige Praxis, um gegen vermachtete, autoritre, gesellschaftliche Verhltnisse zu opponieren? 1968 scheint mir das ganz gut geklappt zu haben. 
 
Strbele: Na ja, antiautoritr stimmt und Linker auch. Jedenfalls sage ich seit 1990, als sich kaum noch jemand traute, sich als links zu bezeichnen, immer wieder laut und geradezu impertinent, dass ich ein Linker bin. Vorher habe ich das nicht getan. Und seither trage ich ostentativ den roten Schal. Abweichler wre fr uns 1968 eine Untertreibung gewesen. Wir haben uns als Revolutionre verstanden. Das war viel mehr und radikaler als nur Abweichung von den autoritren vermachteten Verhltnissen. Schlielich ging es auch um die Untersttzung von Befreiungsbewegungen nicht nur im Vietnamkrieg, sondern auch in Afrika und Lateinamerika. 
 
pf: Heute gilt man als Idealist oder Utopistin, wenn man sich keine realistischen Ziele setzt. Aber hat die 1968er-Bewegung nicht durch ihre Radikalitt viel erreicht? 
 
Strbele: Die Zielsetzung ist noch nichts Abstraktes, sondern hngt von der gesellschaftlichen Situation ab, in der man sich Ziele setzt. Und die war in den sechziger Jahren anders als heute. Wir hatten ganz konkret die Erfahrung gemacht, dass mit weniger Radikalitt, die notwendigen Vernderungen nicht erreicht wurden. Radikalitt ist notwendig, wenn die gesellschaftlichen Verhltnisse radikal verndert werden mssen und nicht wenn man sich abstrakt fr Radikalitt entscheidet. 
 
pf: Aber war es 1968 einfacher als heute, sich abweichend zu verhalten und mit emanzipatorischen Ideen wahrgenommen zu werden. 
 
Strbele: Einfach war es auch in den 1960er Jahren nicht. Die damalige Gesellschaft hat es uns doch nicht leicht gemacht! Aber wir waren berzeugt und solidarisch. Das war unsere Strke. Heute ist es anders, ob schwerer, hngt von uns ab. Die Verhltnisse scheinen nur komplizierter und komplexer. Was fehlt, sind vielleicht konkrete Utopien sowie theoretischer Unterbau und Bildung. 
 
pf: Sie sagen, es wrden konkrete Utopien und Konzepte fehlen. Lag die Radikalitt frher nicht auch darin, dass Menschen begonnen haben, anders zu leben, z. B. in WGs oder offen homosexuell? Brauchen wir wieder eine Radikalitt in der Lebenspraxis? 
 
Strbele: Menschen hatten begonnen, anders zu leben, weil auch die privaten Lebensverhltnisse dringend gendert werden mussten. Nicht nur unter den Talaren hatte sich der Muff von tausend Jahren festgesetzt, sondern auch in Familien, Schulen, Kirchen, Mietwohnungen und privaten Beziehungen, eben in der ganzen brgerlichen Moral. Die Lebenspraxis muss wie die Autoritten immer hinterfragt, wenn ntig, verndert werden. Selbstverstndlich auch heute. 
 
pf: Haben Sie konkrete Beispiele? 
 
Strbele: Autoritten, die hinterfragt werden knnen und sollen, sind doch berall. In Familien, in der Schule oder Uni, am Arbeitsplatz und im Jobcenter, aber auch in den Parteien und der Politik. Zum Beispiel die wiederentdeckten soldatischen Tugenden, Rituale und Traditionen haben es bitter notwendig, heftig hinterfragt zu werden. Seit der Krieg in Afghanistan auch offiziell ein Krieg ist, muss auch die Heimatfront stehen. Da stren Zahlen ber eine andere Meinungsmehrheit in der Bevlkerung. Angesagt ist, unseren Jungs im Feld den Rcken zu strken. Immer mehr Medienberichte tun schon ihr Bestes mit Homestorys aus dem Soldatenleben. Der Weihnachtsausflug des Verteidigungsministers mit Gattin zur Talkshow ins Kriegsgebiet war ein vorlufiger Hhepunkt. Nicht nur in der christlichen Leitkultur  was immer damit im Einzelnen konkret gemeint sein soll  finden sich genug Lebensweisen, die es wert sind, in Frage gestellt zu werden. Auch Lebensweisen mit entgrenztem Konsumverhalten auf Kosten anderer, der Umwelt und der eigenen Gesundheit gehren dazu. 
 
pf: Politik zielt ja darauf, gesellschaftliche Rahmenbedingungen zu verndern. Wo sehen sie konkrete Ansatzpunkte, wie Politik autoritre Elemente zurckdrngen oder beseitigen knnte? 
 
Strbele: Unangepasstes Verhalten und Widerstand sind heute viel verbreiteter als in den sechziger Jahren. Beispiele sind nachhaltige Proteste wie in Heiligendamm, in Stuttgart, in Gorleben oder gegen das Bombodrom, aber auch kleinere Gruppen gegen den Anbau von genvernderten Pflanzen oder fr den Tierschutz. Scotland Yard wei schon, warum es einen Agenten in eine Tierschutzgruppe in England eingeschleust hat. Wer mal lnger im Protest oder Widerstand aktiv ist, trgt dazu bei, gesellschaftliche Rahmenbedingungen zu verndern und autoritre Elemente zurckzudrngen. Hufig mehr als die, welche in Politik und Parteien ber Ideologien und Autoritten streiten und diese vielleicht sogar in Frage stellen, dabei aber das Handeln fr die konkrete Vernderung der Realitten aus den Augen verlieren. 
 
pf: Bei den aktuellen Protesten zeigt sich, dass die Form zivilen Ungehorsams radikaler wird. Aktionen wie Castor Schottern oder Sitzblockaden negieren gesellschaftliche Regeln. Sehen Sie diese Entwicklung nur positiv oder gibt es auch Gefahren fr die Entscheidungsfhigkeit demokratischer Institutionen? Strbele: Ihre Bewertung der genannten Proteste und deren Entwicklung teile ich nicht. Wenn ich richtig informiert bin, wurden die Manahmen der Polizei in Stuttgart radikaler, nicht die Proteste der Demonstranten. Auch die schlimmen Verletzungen habe ich in den Reihen der Demonstranten gesehen. Und warum so zaghaft? Sitzblockaden sind doch begrenzte Regelverletzungen, die schon seit Jahrzehnten zu den Formen gehrten, die etwa von den Protestierenden der achtziger Jahre gegen die Raketenstationierung oder Atomkraftwerke praktiziert wurden. Sie sind von Gerichten als legitim bewertet worden. Die Polizei richtet sich seither immer mehr auch auf angemessenes friedliches Wegtragen ein. Im brigen kommt es bei Grodemonstrationen mit Zehntausenden von Teilnehmern am Rande immer mal zu provokativem Verhalten, das keine Rckschlsse auf den generellen Charakter solcher Demonstrationen zulsst. Auch deshalb nicht, weil es immer wieder Indizien dafr gibt, dass an solchen Provokationen auch verdeckte Ermittler beteiligt sind. Ich bin derzeit mit Ermittlungen dazu befasst, dass bei Demonstrationen in Heiligendamm und Berlin ein Mitarbeiter von Scotland Yard beteiligt gewesen sein soll, der in oppositionelle Gruppen in England eingeschleust wurde, aber hufig auch in Deutschland sein Unwesen getrieben haben soll. Die Entwicklung zu greren Brgerprotesten sehe ich positiv und als wichtiges Korrektiv und willkommene Ergnzung von Entscheidungen demokratischer Institutionen. Demonstrationen und Meinungsuerungen auf Straen und Pltzen sind selbst demokratische Institutionen  sogar mit Verfassungsrang. So sieht dies auch das Bundesverfassungsgericht. 
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schrittmacher des kapitalismus?

Anmerkungen zu einer populären Zeitdiagnose

Silke van dyk

Trotzen wir dem System durch Kreativität und Nonkonformität Freiräume ab? Unterlaufen wir durch subversive Praktiken die Zurichtungen des spätmodernen Kapitalismus? Rütteln wir manchmal gar an den tragenden Säulen der Gesellschaft? Zweifelnde Fragen dieser Art begleiten wohl jede gesellschaftskritische Haltung, jede dissidente Praxis. Die größte Sorge ist unverkennbar und allgegenwärtig: ohne Wirkung zu bleiben. Was aber, wenn Wirkungslosigkeit nicht das größte Problem ist? Wer einen Blick auf aktuelle Debatten zu Dissidenz wirft, findet sich schnell mit einer ganz anderen Problematik konfrontiert: Gegenstrategien werden — so die populäre These — zunehmend als Systemressourcen entdeckt. Allerorten springt uns die Diagnose entgegen, dass Abweichung und Dissidenz von potentiellen Störfaktoren zu Produktivkräften des Kapitalismus avanciert sind.  
die Vereinnahmungsdiagnose
 
Historisch betrachtet hat sich der Kapitalismus im Prozess der (äußeren) Landnahme zunächst in kolonialistischer Manier die nicht-kapitalistischen Gesellschaften einverleibt, um dann im Zuge der „inneren Landnahme“ die vorindustriellen Sektoren sowie die Reproduktionsbedingungen selbst der Vermarktlichung zuzuführen. Nun wird in jüngerer Zeit eine Dynamik ausgemacht, die sich als „innerste Landnahme“ beschreiben lässt: Diese laufe darauf hinaus, nicht mehr (nur) die Arbeitskraft, sondern den ganzen Mensch mitsamt seiner subjektiven Emotionen und Eigensinnigkeiten zu erschließen. Soziolog/innen haben gezeigt, dass neue Managementkonzepte als Reaktion auf die Krise der fordistischen Massenproduktion zunehmend auf Selbststeuerungspotenziale von Beschäftigten setzen: Initiativen zur Abflachung von Hierarchien und zur Förderung von Eigeninitiative entsprachen dabei ebenso wie der Ausbau von Gruppenarbeit in vielen Punkten jahrelangen Forderungen von Gewerkschaften und kritischer Industriesoziologie. Nichtsdestotrotz handele es sich um eine ambivalente Entwicklung, da „die Gewährung von Autonomie zu einer nur schwer zu durchschauenden, effizienteren Herrschaftstechnik wird“, wie Manfred Moldaschl und Günther Voß konstatieren. Auch die französischen Soziologen Luc Boltanski und Eve Chiapello haben in ihrer Studie „Der neue Geist des Kapitalismus“ aufgezeigt, dass das kapitalistische System zu seiner Rechtfertigung zunehmend die Kritik seiner Gegner/innen zur Legitimationsressource ummodeliert. Dies betreffe insbesondere die im Zuge der 68er-Bewegung einflussreich gewordene Künstlerkritik, die Entfremdung und Uniformierung thematisiert und im Gegenzug Autonomie, Kreativität und Freiheit propagiert. Im Zuge der Integration dieser Kritik sei ein projektbasierter Geist des Kapitalismus entstanden, in dem flache Hierarchien, Flexibilität und partizipative Managementtechniken an Bedeutung gewonnen haben. Die bei akademischen Linken populären Gouvernementalitätsstudien im Anschluss an Michel Foucault gelangen zu einer zugespitzten Diagnose mit ähnlicher Stoßrichtung: So konstatiert Ulrich Bröckling in seiner Studie „Das unternehmerische Selbst“, dass die Subversion der Ordnung Teil ihrer Optimierung geworden sei. Die aktuelle Orientierungslosigkeit gesellschaftskritischer Positionen hat ihm zufolge ihren Grund „in der unbequemen Erkenntnis, dass der vermeintliche Sand, mit dem man hoffte, das Getriebe blockieren zu können, dieses inzwischen als Schmiermittel am Laufen hält.“ Was wird aus Kritik und Dissidenz, wenn sie derart zu Lernhilfen einer optimierten kapitalistischen Produktion und Vergesellschaftung umgebaut werden können? Es ist ein großes Verdienst dieser Analysen, aufgezeigt zu haben, dass Fremdbestimmung und Nonkonformität im Gegenwartskapitalismus keineswegs einfache Gegensätze darstellen: Autonomie kann zur Herrschaftstechnik werden, Nonkonformität kann zum geforderten Leistungskanon gehören. So wichtig die Vereinnahmungsdiagnose in ihrer Sensibilisierung für die Anpassungsfähigkeit des kapitalistischen Systems ist, so unbefriedigend bleibt sie jedoch für die Analyse konkreter Vereinnahmungsprozesse. 
  
eine elitäre diagnose? 
 
Die Vereinnahmungsdiagnose ist abgehoben: Abstrakte Subjekte spazieren durch eine Welt, die jede subversive Handlung unterschiedslos zu Innovationsgeneratoren umarbeitet. Wer aber erwartet Mobilität von Flüchtlingen, die die Grenzen der Festung Europa überwinden? Welche Supermarkt-Kassiererin erfreut ihren Chef mit hoher Kommunikationsorientierung beim Kassieren? Welcher Hartz-IV-Beziehende den Fallmanager mit kreativen Ideen ohne Lohnarbeitsbezug? Um welche Verhältnisse geht es, wenn von der umfassenden Preisgabe von Kritik an das System die Rede ist? Wissenschaftler/innen und bewegte Linke scheinen über ihre privilegierte Situation zu sprechen. Verschiedene Untersuchungen — so jüngst die Studie von Francois Dubet zum Ungerechtigkeitsempfinden am Arbeitsplatz — zeigen aber, dass die weitgehende Ausschaltung subjektiver — zumal kritischer — Potenziale in vielen Bereichen nach wie vor an der Tagesordnung ist. Der Alltag der meisten Beschäftigten ist bestimmt durch ein komplexes Ineinandergreifen von Mechanismen der Fremd- und Selbstkontrolle: „Mach, was du willst, aber nur im Rahmen des Erlaubten“. Genau dieses Konglomerat gilt es aber zu entwirren und auf konkrete Ansatzpunkte für Widerständigkeit abzuklopfen. Mitunter reicht es, eine gewünschte Praxis einfach auf einen anderen Kontext zu übertragen. Das Störpotenzial wäre garantiert. 
  
formale analyse ohne emanzipatorisches ansinnen 
 
Die Vereinnahmungsdiagnose ist zudem formalistisch: Kreativität, Selbststeuerung, Flexibilität oder Nonkonformität werden kaum inhaltlich rückgebunden, so dass offen bleibt, mit welchem Ziel sie zum Einsatz kommen: Selbstorganisation in Bezug auf die Selbstökonomisierung als Freiberuflerin oder die Vorbereitung von Protesten gegen den G8-Gipfel? Mobilität im Sinne der betrieblichen Erfordernisse oder im Bezug auf die eigene Fluchtgeschichte? Nonkonformität als einträgliches Kunstprojekt oder als Überlebensstrategie am Fließband? Die berechtigte theoretische Unsicherheit darüber, von welchem Standpunkt aus eine Kritik der Verhältnisse formuliert werden kann, wenn die Kritik immer schon Bestandteil eben dieser Verhältnisse ist, wird in eine Sackgasse weitergedacht. Ein Standpunkt, von dem aus die Kritik „ihr Nein formulieren könnte“ (Ulrich Bröckling), müsse aufgegeben werden, so zahlreiche Protagonist/innen der Debatte. Da man auf eine kritische Perspektive nicht gänzlich verzichten möchte, wird Widerständigkeit allein über die Umkehrung der identifizierten Systemressourcen bestimmt: Kreativität und Mobilität sind gewünscht? Dann bleiben wir zu Hause und gestalten die Tage möglichst eintönig. Wir sollen eigeninitiativ und hochkommunikativ sein? Dann werden wir eben depressiv. Es wird allein danach gefragt, ob die Verweigerung die gegebene Ordnung stört, nicht aber, ob sie in emanzipatorischer Hinsicht die Verhältnisse verbessert. Nur vor solch einem Hintergrund wird verständlich, wie aus post-strukturalistischer und gouvernementalitätstheoretischer Perspektive (immerhin derzeit der Linken liebste Theoriekinder) Entsubjektivierung, Depression, passive Resistenz oder „leere Zwischenräume der Nicht-Kommunikation“ zu Widerstandsmaximen werden können. Da wir als Subjekte immer Teil des Systems sind, sollen wir möglichst wenig Subjekt sein, und vor allem sollen wir uns nicht sichtbar organisieren. „Wirklich ‚sauber‘ bleibt ohnehin nur der Subversive, dessen Subversion keiner bemerkt.“ — wie der Autor Robert Misik jüngst konstatierte. Es drängt sich die Frage auf, ob diese Preisgabe des Politischen, ob die Absage an einen Standpunkt, ob das Abgefeiere von Spontaneität nicht die radikalste Form ist, den Verhältnissen ‚auf den Leim‘ zu gehen. Autonomie und Selbstbestimmung sind eben nicht nur Managementtechnik und Ausweis liberaler Ideologie, sondern eine grundlegende Notwendigkeit für jede emanzipatorische Perspektive. 
  
auswege 
 
Sowohl das kapitalistische System als auch die Praktiken der Subjekte sind so facettenreich, dass die Annahme einer einfachen Formähnlichkeit von System und Kritik nur in eine Sackgasse führen kann. Diese Diagnose funktioniert nur in der Abstraktion, doch im Abstrakten lebt und leidet niemand. Es höchste Zeit, anhand konkreter Praktiken realer Akteure auszuloten, unter welchen Bedingungen die Umarbeitung von Kritik und Dissidenz zu Innovationsgeneratoren gerade nicht gelingt. Dabei gilt es auch zu berücksichtigen, dass nicht jede dissidente Praxis durch ihre Vereinnahmung entwertet wird: Was zur Produktivkraft mutiert, verliert damit nicht unter allen Umständen seinen subversiven Charakter, kann doch jedes Schmiermittel, sobald es nicht mehr die Maschine ölt, sondern den Boden bedeckt, seine Funktion verändern. Vor allem aber sollte das Wissen darum, dass es keinen dauerhaft sicheren, von den gesellschaftlichen Machverhältnissen undurchdringbaren Ort der Kritik und Dissidenz gibt, nicht zu dem fatalen Umkehrschluss verleiten, dass es keine vorübergehend zu enternden, provisorisch zu sichernden Stand- und Widerstandspunkte gibt. Dass dieser Ort der Abweichung stets gefährdet, umkämpft und vereinnahmbar bleibt, erfordert permanente Reflexion und Praxis — und nicht die Verweigerung, ein autonomes Selbst zu sein. 
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reduce to the max

Plädoyer für eine solidarische Postwachstumsökonomie

Alexis J. Passadakis & Matthias Schmelzer
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	Alexis Passadakis
	

Seit der bisher aufgeschobenen de facto Staatspleite Griechenlands im Mai 2010 hat sich der Schwelbrand der Weltwirtschaftskrise in Europa zur Staatsschuldenkrise entwickelt. Nach den hastigen Bemhungen in den Jahren 2008 und 2009, das Wirtschaftswachstum mit Konjunkturpaketen anzukurbeln, schlgt das Pendel zurck: Mittels Sozialkahlschlag sollen die Haushaltsdefizite abgebaut werden. Angesichts der europaweiten Gleichzeitigkeit dieser staatlichen Krzungs- bzw. Austerittspolitik gab es in den vergangenen Monaten eine neue Intensitt von Protesten und Streiks. Im Groen und Ganzen gibt es allerdings kaum materielle Erfolge. Der Charakter der Auseinandersetzungen ist defensiv: Ziel ist die Verteidigung wohlfahrtstaatlicher Errungenschaften. Obwohl bitter ntig, gibt es zur Zeit keine Strategien, wie die Attacken auf das Soziale durch das transnationale Staatsapparatekonglomerat von EU-Kommission und nationalen Regierungen im Verein mit Europischer Zentralbank und Internationalem Whrungsfond gestoppt werden knnte. Die gestiegene Temperatur sozialer Auseinandersetzungen kann daher nicht darber hinwegtuschen, dass ein groer Teil der Bevlkerung Europas mit Angst und Resignation auf die Krzungspolitik reagiert.
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	Matthias Schmelzer
	

Die Ursachen fr die Schwche der sozialen Bewegungen sind vielfltig. Ein Grund ist, dass dem neoliberalen There is no alternative! bisher zwar viele einzelne Alternativen entgegengesetzt werden konnten, ein bergeordnetes politisches Projekt aber nicht artikulierbar zu sein scheint. Auf eine geschlossene Parolen-Ideologie ist weiterhin gut zu verzichten: Aber ohne eine Groe Erzhlung der Emanzipation (F. Lyotard) scheint ein Horizont zu fehlen, der fr den Erfolg gesellschaftlicher Transformation unverzichtbar ist, indem er soziale Energien fokussiert. Eine Erinnerung daran mgen die bei aller Begrenztheit positiven Vernderungen der vergangenen Jahre in Lateinamerika sein.


Im Windschatten der Kmpfe gegen die neoliberale Globalisierung entstanden im Laufe der letzten Jahre unter dem Motto Dcroissance Bewegungen in Frankreich, Italien und Spanien. Dcroissance lsst sich mit Ent-Wachstum bersetzen  wir ziehen es vor von solidarischer Postwachstumskonomie zu sprechen. Dieses Konzept attackiert grundstzlich die Vorstellung einer wachstumsbasierten profitgetriebenen konomie. Es skizziert angesichts der umfassenden Biokrise (Klimakrise, Verlust von Biodiversitt, Peak Oil etc.)  angesichts der begrenzten Kugelflche (Kant) des Planeten  eine radikal-demokratische, egalitre Vision einer zunchst substantiell schrumpfenden und sich spter stabilisierenden Wirtschaft (steady state economy). Die Begrenztheit der Natur wird nicht als Problem technischen Umweltschutzes, sondern als Frage sozial-kologischer Transformation begriffen. Denn eine zentrale Annahme in der Dcroissance-Bewegung ist, dass eine absolute Entkopplung von Ressourcenverbrauch von Wirtschaftswachstum in dem notwendigen Mae, wie es ntig wre, um z.B. die Klimakrise einzudmmen, nicht mglich sein wird. Deshalb steht ein Abschied von der ressourcen-intensiven imperialen Lebensweise (Uli Brand) auf der Tagesordnung. Diese These positioniert sich im Gegensatz zum Nirvana der Unendlichkeitsvorstellung neo-klassischer konomie-Axiome und zu ko-keynesianischen Anstzen, die auf einen neuen grnen Wachstumsboom setzen.


Ein alleiniger Fokus auf einen Schrumpfungsimperativ fhrt allerdings in politische Untiefen. Dies zeigen nicht zuletzt neoliberale und konservativ-neofeudalistische Spielarten von Wachstumskritik  la CDU-Meinhard Miegel und seines Kompagnons Kurt Biedenkopf. Beide weben kologisch begrndete wachstumskritische Argumente in den reaktionren Chor des Wir haben ber unsere Verhltnisse gelebt oder Wir mssen den Grtel enger schnallen. Auch die Idee einer Postwachstumsgesellschaft, wie sie im Umfeld der Umweltverbnde formuliert wird (z.B. Angelika Zahrnt), bricht nur unvollstndig mit neoliberalen Dogmen. Wachstumskritik wird auf diesem Wege zum Rechtfertigungsinstrument und Hebel von Sozialabbau. Dem gilt es einen Slogan, der whrend der franzsischen Krisenproteste von 2009 zu hren war, entgegenzusetzen: Leur rcession nest pas notre dcroissance!  Ihre Rezession ist nicht unser Ent-Wachstum.


In Anbetracht des Scheiterns des Keynesianismus  vor allem im globalen Kontext  und der kologischen Grenzen sind die Hoffnungen auf eine neue keynesianische Phase oder auf ein ko-keynesianisches Wachstumsregime nach dem neoliberalen Finanzmarktkapitalismus verfehlt. Viele der in der emanzipatorischen Linken diskutierte  auch keynesianische  Konzepte sind jedoch weiterhin zentral, besonders zur Dmpfung von sozialer Ungerechtigkeit und Ausbeutung: radikale Umverteilung, Arbeitszeitverkrzung, Wirtschaftsdemokratie und Kontrolle von Kapital und Investitionen. Diese gilt es mit darber hinausgehenden Konzepten wie (Wieder)Aneignung der Gemeingter, Deglobalisierung, neuen Formen der Arbeit, Ernhrungssouvernitt und Energiedemokratie neu zusammen zu denken. Und zwar unter den Vorzeichen einer Wirtschaft, die nicht wchst, sondern bis zu einem Stabilisierungsniveau schrumpft: d.h. nicht Keynes, aber auch nicht an ihm vorbei, sondern durch Keynes hindurch...


Eine Postwachstumskonomie bedeutet einen Bruch mit der Scheinlogik des verteilungspolitischen Positivsummenspiels und der Illusion der Knappheitskonomie, in der nur umverteilt wird, wenn die Wirtschaft wchst. Denn es ist genug fr alle da. Der bestehende Reichtum muss gerecht verteilt werden und nicht weiter wachsen. Neben einem Minimaleinkommen gehrt daher ein Maximaleinkommen zum Forderungskanon vieler Dcroissance-Gruppen. Postwachstum verabschiedet sich auch von der Illusion der wachstumsbasierten Vollbeschftigungsgesellschaft. Arbeitszeitverkrzung fr alle ist die Alternative und eine Absenkung der absolut geleisteten Zahl von Lohnarbeitsstunden ist notwendig, um das Bruttoinlandsprodukt tatschlich dauerhaft abzusenken. 20 Stunden sind genug! Auerdem sind neue Formen entmonetarisierten Wirtschaftens, der Solidarischen konomie und der Bewirtschaftung der Commons/Allmenden notwendig. Und schlielich: Wachstum wird angetrieben durch die blinde Selbstverwertung des Kapitals  eine konomie jenseits des Wachstums heit daher, dass die Verwertungsmglichkeiten des Kapitals abnehmen und die durch die Finanzmrkte aufgeblhten fiktiven Vermgensansprche nicht realisiert werden knnen. Postwachstum macht es notwendig, in den real-existierenden Finanzmarktkapitalismus einzugreifen und Investitionen demokratisch zu kontrollieren und umzulenken: weg von fossilistischen Hochwachstumssektoren hin zu Sorgekonomie, gebrauchswertorienierten Basisdienstleistungen und sozial-kologischem Umbau.


Strategische Relevanz bekommt das Konzept einer solidarischen Postwachstumskonomie, weil es soziale und kologische Auseinandersetzungen, die in Europa oft vllig unverbunden gefhrt werden, produktiv miteinander verknpfen knnte. Auch wenn kologische Kmpfe im Norden  von wenigen Ausnahmen abgesehen  mit geringer Intensitt gefhrt werden, so ist es dennoch diese Kombination, die neue Funken schlagen knnte und die eine Fluchtlinie bei der Suchbewegung eines neuen Horizonts skizzieren kann. Im Sden trifft Dcroissance auf buen vivir, das gute Leben, wie indigene Bewegungen ihr post-development-Konzept nennen. Denn die Perspektive einer solidarischen Postwachstumskonomie ist unbedingt internationalistisch. Schlielich geht es um die Voraussetzungen fr soziale und kologische Rechte, und zwar weltweit und fr alle.


Die derzeitigen Krfteverhltnisse sind fr uns mies, die gegenwrtigen Strukturen der globalen politischen konomie brutal. Dennoch haben soziale Bewegungen und Gewerkschaften Erfahrungen mit Auseinandersetzungen, die als Einstiegsprojekte fungieren knnten: PNV umsonst! und Arbeitszeitverkrzung sind aktuelle Perspektiven, die zu einer konomie jenseits des Wachstumswahns fhren knnen. Gleichzeitig steht scharfes Nachdenken ber neue kohrente makrokonomische Konzepte an: Reduce to the max!
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raus aus den sackgassen

Vorschläge der Redaktion für europapolitische Handlungsfähigkeit



Die institutionelle Linke in der Europäischen Union steht gegenwärtig ratlos da. Die Sozialdemokratie erlebt eine historische Krise. Die linkssozialistischen Parteien spielen praktisch keine Rolle. Im Gegenzug siegt der Rechtspopulismus in vielen Mitgliedstaaten. Offensichtlich sind die bisherigen europapolitischen Ansätze der europäischen Linken erfolglos: Selbst nach der Krise sitzt der neoliberale Stabilitäts- und Wachstumspakt fest im Sattel. Die EU-Verfassung ist als Verfassungsprojekt gestartet und schließlich nach abschlägigen Volksabstimmungen als Vertrag gelandet. Linke Kritiker_innen der EU-Verfassung und ihre Befürworter_innen sind kläglich gescheitert. Die Sozialdemokratie und die Grünen versprachen sich viel vom Verfas- sungsvertrag, ohne zu berücksichtigen, dass eine Ausrichtung auf „offene Marktwirtschaft“ gegenwärtig in der eigenen Klientel nicht mehrheitsfähig ist. Statt für Veränderungen zu kämpfen (bspw. für die Einführung einer Sozialklausel), beschränkte man sich auf Mauscheleien in der Berufspolitik. Aber auch die Kritiker_innen sind gescheitert. Sie konnten keine progressiven Veränderungen im Vertragswerk bewirken. Noch immer ist die europäische Linke in diesen strategischen Sackgassen gefangen: Die einen reden sich die Realität der europäischen Institutionen schön. Die anderen bewegen sich in einem politischen Kontinuum, das sich von der abstrusen Idee einer Neugründung der EU bis zu Re-Natio- nalisierungsphantasien erstreckt. Entrückt auch die Gewerkschaftslandschaft: Der europäische Gewerkschaftsbund demonstriert für mehr Wachstum statt die neoliberale Ausrichtung der EU-Politik zu attackieren. Diese offensichtliche Handlungsunfähigkeit ist angesichts der zentralen Herausforderungen der europäischen Politik fatal. Erstens ist der neoliberale Euro-Kapitalismus nicht geschwächt, sondern gestärkt aus der Wirtschaftskrise hervorgegangen. Der Stabilitäts- und Wachstumspakt ist verschärft worden. Geldwertstabilität und das Mantra der Haushaltsdisziplin halten die Europäische Union gegenwärtig zusammen. Die Kehrseite ist die soziale Krise: Sozialabbau, Lohnkürzungen und Prekarisierung. Zweitens erodiert der liberale Konsens. Der Rechtspopulismus pfeift auf menschenrechtliche Standards. Nicolas Sarkozy schiebt die Roma ab. Und die Europäische Union selbst begegnet den Flüchtlingen aus Nordafrika mit paramilitärischen Einheiten. In dieser Situation ist es keine Perspektive sich zum Anhängsel neoliberaler Wettbewerbspolitik zu machen, welche die soziale Krise verschärft. Umgekehrt ist eine Neugründung der EU, wie sie etwa Teile der LINKEN verfechten, strategischer  
Wahnsinn: Das Resultat wäre eine Institutionenordnung, die nur noch auf Neoliberalismus und einer gestärkten politischen Rechten beruht, denn das ist das gegenwärtige Kräfteverhältnis in Europa. Es stellt sich also die Frage, wie eine Handlungsstrategie aussehen könnte, die radikal und realistisch ist. Eine Handlungsstrategie, welche eine radi kale Kritik an der neoliberalen Ausrichtung der Binnenmarktintegration popularisiert und gleichzeitig politische Handlungsfähigkeit herstellt. Dazu einige Vorschläge:
 
1. Stabilitäts- und Wachstumspakt durch einen sozialen Stabilitätspakt ersetzen!
 
Es ist eine zentrale Aufgabe der europäischen Linken, den Stabilitäts- und Wachstumspakt durch einen sozialen Stabilitätspakt zu ersetzen, der Kriterien des sozialen Ausgleichs in den Mittelpunkt stellt (siehe auch Beitrag von Björn Hacker). Hier kann die Kritik an der neoliberalen Ausrichtung der Binnenmarktintegration direkt mit der Forderung nach einer politischen Alternative verbunden werden. 

2. Für eine europäische Verfassungspolitik!
 
Der Lissaboner Reformvertrag ist eine Realität in der Europäischen Union. Statt sich auf eine nihilistische Strategie zu beschränken, die ähnlich der Grundgesetz-Politik der KPD in den 1950er Jahren wiederholt, dass der Vertrag keine Grundlage ist und Karthago im Übrigen zerstört werden muss, gilt es um eine progressive Nutzung der politischen Spielräume zu ringen. Es geht um Kämpfe um die Anwendung und Interpretation des europäischen Rechts. 
 
3. Europäische Bürgerinitiative: für eine Sozialklausel!
 
Das neue Vertragswerk der EU sieht die Einführung einer europäischen Bürgerinitiative vor. Sie ist freilich schwach ausgestaltet und muss hohe Hürden nehmen. Trotzdem gilt es, sie von linken Kräften zu besetzen und für gemeinsame Kampagnen zu nutzen. Eine Möglichkeit wäre, sofort eine europäische Kampagne für die Einführung einer Sozialklausel in den Verträgen in die Wege zu leiten und zivilgesellschaftliche Bewegung für solch ein Projekt zu initiieren.
 
4. Mit dem europäischen recht gegen rassismus und rechtspopulismus! 
 
Die Linke wird sich in den nächsten Jahren darauf einstellen müssen, mit dem europäischen Recht im Rücken gegen die Mitgliedstaaten Politik zu machen. Denn jenseits der Kritik am neoliberalen Konstitutionalismus muss sie den um sich greifenden Rassismus und Rechtspopulismus mit den europäischen Grund- und Menschenrechten konfrontieren. Zugestanden: Eine Strategie gegen Rechts muss natürlich breiter aufgestellt sein. Nicht zuletzt ist die feste Verankerung von rassistischen Ressentiments auch ein Ausdruck der sozialen Krisenphänomene. Trotzdem sollte die Linke in den politischen Institutionen mit dem europäischen Recht Politik machen. Dazu gehört z.B. der Einsatz für Individualklagerechte gegen Mitgliedstaaten, öffentliche Institutionen und private Akteure, welche Grund- und Menschenrechte mit Füßen treten oder dies dulden. 
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sozialer stabilitätspakt für europa

Nur ein Integrationsschub führt aus der Krise

Björn Hacker
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Die Eurokrise zeigt die Unzulnglichkeit des bisherigen Integrationsprozesses. Anders als die Europische Kommission und die deutsche Bundesregierung glauben machen wollen, ist nicht mangelnde Spardisziplin an der Peripherie der Europischen Union die erste Ursache fr Bankrotterklrungen, Finanzhilfen und eilig aufgespannte Rettungsschirme. Die hohen Staatsdefizite nahezu aller Lnder der EU sind mitnichten der Grund fr die Wirtschaftskrise. Die Verschuldung der Lnder kletterte erst infolge der Krise in astronomische Hhen, als marode Banken und Finanzinstitute verstaatlicht und Rezession und Arbeitslosigkeit abgefedert werden mussten. So hat etwa Spanien das Drei-Prozent-Kriterium des Stabilitts- und Wachstumspakts zwischen 1999 und 2007 nie verletzt. Hier wie auch in Irland sank die staatliche Schuldenstandsquote radikal. Der Staat erzielte sogar Haushaltsberschsse. Wenn zur Verhinderung knftiger Krisen nun in erster Linie der Zwang zu Budgetkonsolidierung und Nullverschuldung erhht wird, entspricht dies nicht den realen Problemen. Was die Krise in Wahrheit ans Licht gebracht hat, ist die wirtschaftliche Heterogenitt der Staatengemeinschaft. Bald zwei Jahrzehnte nach Verwirk lichung eines einheitlichen Binnenmarkts schwankt die konomische Entwicklung innerhalb des Integrationsraums weiterhin stark. So verfgen die einzelnen Volkswirtschaften ber sehr unterschiedliche ffnungsgrade, Produktionsverhltnisse und wirtschaftspolitische Schwerpunktsetzungen. Darber hinaus ist in der Eurozone durch den Verlust des Wechselkursinstruments als Mittel der Politik das Interesse gestiegen, die eigene nationale Wirtschaftsbilanz auf Kosten anderer Staaten zu verbessern. Deutschlands seit Jahren praktizierte Lohnzurckhaltung zur Reduzierung der Preise seiner Exporte ist hierfr ein zentrales Beispiel. Angela Merkel betreibt eine merkantilistische Politik und steigert die deutsche Wettbewerbsfhigkeit zu Lasten der europischen Nachbarn. Niedrige Lohnstckkosten sind dabei nur ein Instrument im selbst geschaffenen System von Wettbewerbsstaaten. Die EU-Lnder konkurrieren um Finanzinvestitionen und Produktionsstandorte und nutzen hierfr Dumping- Strategien durch Reduzierung finanzieller Belastungen in Form von Steuern, Sozialabgaben und Lohnnebenkosten jeglicher Art. Die ungleiche Verteilung von Leistungsbilanzdefiziten und -berschssen, hohe Lohngeflle, unfairer Steuerwettbewerb und erhebliche Differenzen im Wohlstandsniveau sind die Folge. Die soziokonomischen Heterogenitten machen die EU anfllig fr regionale Krisenphnomene wie etwa Immobilienblasen, Massenarbeitslosigkeit, Spekulationsattacken oder bermige Verschuldung. In einem in hohem Grad verflochtenen Wirtschaftsraum bleiben die Auswirkungen der Krisen nicht regional begrenzt. Die Eurokrise des Jahres 2010 beweist die Unzulnglichkeit des gewhlten liberalen Integrationswegs. So wurde eine in erster Linie marktschaffende Politik verfolgt, whrend die Etablierung marktgestaltender und marktkorrigierender Aspekte auf EU- Ebene an nationalen Egoismen und ideologischer Verblendung scheiterten. Die Konkurrenz um das am besten an die Erfordernisse des gemeinsamen Marktes angepasste Wohlfahrtsstaatsmodell wird nun durch die unrealistischen Spardiktate fr viele europische Lnder perpetuiert. Die Rezession kann dadurch nicht berwunden werden, doch dieungleiche soziokonomische Entwicklung des Kontinents wird fr lange Zeit zementiert. Europaskepsis knnte dann vielerorts leicht in offene Ablehnung umschlagen, letztlich zu einem Rckbau der gemeinsamen Errungenschaften fhren. Die politischen Sackgassen von Renationalisierungstendenzen und Fortschreibung des fragilen Systems von Wettbewerbsstaaten sind nur zu umgehen, indem der schrittchenweise, oft ad hoc erfolgende Dauerreparaturbetrieb der Europischen Integration durch einen neuen, umfassenden Gestaltungsansatz ersetzt wird. Dazu mssen Wahrheiten eingestanden werden: Wer eine Wirtschafts- und Whrungsunion will, muss auch Ja zu einer Sozialunion sagen. Strebt man eine politische Union an, bedeutet dies die Teilung nationaler Souvernitt. Soll die regionale Krisenanflligkeit der Gemeinschaft verringert werden, darf auch ein europischer Finanzausgleich kein Tabu sein. Und: Der Vertrag von Lissabon war fr die demokratische Funktionsfhigkeit der EU zwar ein Meilenstein, aber nicht der Weisheit letzter Schluss. Knftig wird mehr bentigt als der vertragliche Kompromiss von 27 auf den eigenen Vorteil schielenden Staaten auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner. Ein neuer auenwirtschaftlicher und sozialer Stabilittspakt sollte die konomisch wenig zielfhrende, einseitige Fokussierung auf Gesamt- und Neu- Anzeige verschuldung ersetzen durch Bestimmungen zur Vermeidung bermiger Leistungsbilanzungleichgewichte und die Koppelung der Sozialausgabenhhe an die konomische Leistungsfhigkeit der einzelnen Staaten. Ferner sollten gemeinsame Bemessungsgrundlagen und Mindeststze fr Unternehmenssteuern beschlossen sowie Mindestlhne orientiert am durchschnittlichen Lohnniveau der einzelnen Lnder vereinbart werden. Solche neuen Regeln erfordern aber ein Bekenntnis zu einem zusammenwachsenden, politischen Europa und dies muss sich auch auf der Akteursebene spiegeln: In neuen institutionellen Arrangements ebenso wie in der sich ganz ohne neue Vertragsgrundlagen und Beschlsse stellenden Daueraufgabe der dringlichen Europisierung von Parteien, Gewerkschaften und Parlamenten.
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lila quark zum frauentag?

Und jährlich grüßt das Murmeltier

Lena Kreck und Kristin Hofmann

Für diesen Artikel haben wir verschiedene Frauen im Umfeld der LINKEn nach ihren Erlebnissen mit dem internationalen Frauentag befragt. Viele wussten Abenteuerliches zu berichten: Besonders schaurig war die Geschichte über die „Harz-Reise“, welche nicht — wie anfänglich für selbstverständlich gehalten — eine inhaltliche Veranstaltung zu den Auswirkungen der Hartz-IV-Gesetzgebung auf Frauen darstellte. Vielmehr präsentierte ein Genosse seinen Genossinnen einen Diavortrag seines letzten Urlaubes. Standard zu sein scheint, dass zur Feier des Tages die Genossen das Ausschenken des Kaffees und die Verwaltung des Kaufhaus-Kuchens übernehmen. Bei uns lösen diese Berichte miese Gefühle aus. Das hält uns dennoch nicht davon ab, diesen Tag feiern zu wollen. Wenn das nicht nur Kaffeekränzchen bedeutet, sind wir auch sehr dafür, dass er zum gesetzlichen Feiertag erklärt wird. Gar wären wir bereit, den sächsischen Buß- und Bettag dafür zu opfern. Immerhin bietet der Frauen- tag Raum, auch wenn wir uns seines heteronormativen Charakters durchaus bewusst sind, Verhältnisse zu kritisieren und Ansprüche zu formulieren. Denn das gesamte Jahr über, aber besonders am 8.März heißt es für uns: Nicht haltmachen bei Fragen der ungleichen Bezahlung von Männern und Frauen, sondern ein Augenmerk auf die strukturelle Ungleichverteilung von Ressourcen und Macht zwischen den Geschlechtern legen. Nicht verharren bei einem „Ihr-Wir-Denken“, sondern eine Verständigung darüber, dass gesellschaftliche Verhältnisse auf der konstruierten Zweigeschlechtlichkeit fußen. Nicht zuletzt stehen wir auf Feiertage, die keine nationale Perspektive einnehmen. Doch was heißt das eigentlich? Wir müssen uns fragen, wie und mit wem man den internationalen Frauentag feiern kann, ohne die Aufgabenteilung zwischen den Geschlechtern nicht nur nicht zu hinterfragen, sondern gar zu verfestigen („Heute schenke ich den Kaffee aus, Mädels!“), noch das als befriedigendes Programm zu sehen, was „Frauen Freude macht“ (Singen und Tanzen). Daran knüpft die Frage an, wie man Feiern und politischen Anspruch in Einklang bringen kann. Das gern zu diesen Anlässen vorgetragene politische Theaterstück verbunden mit der Sammeldose als „Akt der Solidarität für unsere geknechteten Genossinnen in aller Welt“ ist zwar von der Idee her gut, doch reißt es niemanden mehr vom Hocker — vor allem in den miefigen Räumen so mancher Geschäftsstellen. Außerdem sollten wir uns Gedanken machen, wie jenseits des Nelkenverteilens (auch wenn wir Blumen sonst für eine dufte Sache halten) eine Öffentlichkeit erlangt werden kann. Als Vorbild können hier die Mayday-Paraden angeführt werden, die den „Kampftag der Arbeit“ mit gewerkschaftlichen Trauerzügen samt Bier und Bratwurst um eine lustbezogene, doch nicht weniger politische Aktionsform ergänzen. Wer den internationalen Frauentag als wirkliches politisches Ereignis sehen will, sollte sich im Klaren darüber sein, dass es zwingend notwendig ist, Ausrichtung und Ausgestaltung grundsätzlich anzutasten. Ohne diese Veränderung wird Jahr für Jahr das vermeintlich Angegriffene reproduziert und zementiert. Auch hier gilt: Wir wollen nicht den Kuchen, wir wollen die ganze Bäckerei!
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vegane programmatik mit vielen ballaststoffen

Der prager frühling ließ über den Programmentwurf der LINKEN abstimmen

Uwe Schaarschmidt
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8703 Zeichen ist das am 20. Oktober 1891 in Erfurt verabschiedete Programm der SPD lang. Neben dem Entwurf des Parteivorstandes lagen drei weitere Entwrfe vor. Zwei davon  jener des Vorstandes nicht darunter  gefielen der Programmkommmission so gut, dass man daraus einen machte und das Schriftwerk ohne Gegenstimmen durch den Parteitag brachte. 

Wenn DIE LINKE sich in diesem Jahr auf ein neues Erfurter Programm verstndigt hat, wird wohl einiges anders gelaufen sein. Einerseits wrde heute wohl kaum ein ltestenrat eines Kreisverbandes der LINKEN den Versuch wagen, mit einem derart schlanken Text auch nur die Geschehnisse auf seiner Weihnachtsfeier zu beschreiben. Andrerseits ist schon im Vorfeld des 11ten Parteitags der Mut zur programmatischen Dit zumindest inhaltlich erkennbar. Meckern gilt ebenso wenig wie bange machen  also hat der prager frhling auf seiner Internetseite zur Abstimmung gerufen. Subjektivitt ist nicht Sache der pf-Redaktion. Ein Abstimmungsmodus, der Zitate von vornherein in gute und schlechte trennt, ist lediglich als emanzipatorische Entscheidungshilfe zu betrachten!
 
Bei den guten Zitaten sehr auffllig: Nur 5% finden neue Formen der Politik von unten wichtig, wobei als neue Formen Generalstreik und politischer Streik als Beispiele dienen  ganz was Neues also. Bei diesem wichtigen Thema htte man mit Angeboten wie Abstimmung mit den Fen, Damenwahl oder Votum per Scrotum sicherlich mehr Schwung in den Moskwitsch gebracht. Der Renner unter den guten Zitaten war die originelle Forderung, alle gesellschaftlichen Verhltnisse zu berwinden, in denen Menschen ausgebeutet, entrechtet und entmndigt werden und in denen ihre sozialen und natrlichen Lebensgrundlagen zerstrt werden. 35% fanden den Satz toll, welcher auch Pol Pot oder dem Dalai Lama gelungen sein knnte und den man Reinhard Mey niemals zeigen darf, da dieser ihn spornstreichs zum Refrain einer zwlfstrophigen Ballade machen wrde! Ebenfalls gut zu finden hatten die Leserinnen und Leser die Abschaffung des Ehegattensplittings. Bis auf ganze 4 % war dieser Steuerkram ihnen jedoch wurstepiepe.
 
Kommen wir zur Abteilung Igittigitt. Dass nur 22% des libertren Lesekreises die Staaten und die Weltgesellschaft nicht als Geisel der Vermgensbesitzer und Spekulanten bezeichnen mgen, ist enttuschend, denn diese in Buchstaben gegossene, antisemitische Strmer-Karikatur gehrt mit aller Entschiedenheit aus dem Programm geblasen. Aber immerhin  hier gab es die meiste Ablehnung. hnliche Abneigung erfuhr die Feststellung: Die Grundlage fr die Entwicklung der Produktivkrfte ist heute und auf absehbare Zeit die Erwerbsarbeit. Um diesen Satz herum sollte man in der Tat getrost noch eine Girlande aus dem Schatzkstchen der Skat-Runden auf deutschen Dauercampingpltzen hngen: Es hat sich schon mal einer totgemischt, Mit Geduld und Spucke fngt man eine Mucke oder Immer mit der Ruhe fhrt der Pastor in die Schuhe wrden in ihrer eben so mden wie antiken Spaigkeit hervorragend neben das leistungschauvinistische Mantra der gewerkschaftlichen Sonderpdagogik passen.
 
Es bleibt also spannend. Versteckt ist die programmatische Schonkost brigens in 130.556 Zeichen und damit ein wenig lnger geraten, als die Kautsky-Bernstein-Synthese von 1891. Aber bis zum Herbst ist ja noch ein wenig Zeit fr Mue. Wie wrde der Skatbruder sagen? An der Eichel spielt der Knabe!
  
Autor:
 
Uwe Schaarschmidt aus Dresden blickt versonnen auf das 19. Jahrhundert zurck, als der Kommunismus nichts weniger war, als ein wissenschaftlicher Terminus aus der politischen konomie und MTV seine besten Zeiten noch vor sich hatte.
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der aufstand ist (k)eine kunst

Die Rückkehr des Pamphlets. Ein Kommentar zum kommenden Aufstand

Laszlo Stzoda

Im Zuge der sozialen Proteste in Frankreich im Herbst 2005 entstand das Pamphlet „Der kommende Aufstand“ und wurde seither in verschiedenen, auch bürgerlichen Medien, intensiv besprochen. Inhaltlich versucht der kommende Aufstand, jenen Protesten ein Selbstverständnis des politischen Kampfes zu geben und eine Perspektive zu entwerfen, wo dieser hinführen sollte. Zunächst beeindruckt das Werk durch eine ansprechende unverkrampft prosaische Sprache. In sieben Kapiteln rechnen die Verfasser_innen mit der bestehenden Gesellschaft am Beispiel Frankreichs ab und prognostizieren nicht weniger als die Unausweichlichkeit des Zusammenbruchs. Zu Vertreter_innen unserer selbst gemacht, eingepfercht in die kapitalistische Produktionslogik, der wir so schlecht entfliehen können, entstehe ein Unbehagen ― kompromisslose Militanz sei die logische Konsequenz, so die Autor_innen. Dabei gebe es keine Einheit der Kämpfe, die gegen das System aufbegehren. „Jedes Aufbegehren ist so einzigartig wie die Revoltierenden selbst“. Die hier beschriebene dezentrale Perspektive ist die entgegengesetzte Bewegung zur uns bestimmenden Umgebung aus Verkehrs- und Kommunikationssystemen. Daher ist es auch nicht verwunderlich, dass die Genesung ausschließlich in der Kommune zu finden sei. Diese wird beschrieben durch ihren undurchdringlichen Charakter, der die Reintegration in ein Verhältnis systematischer Erfassung verhindere. „Die Kommune ist, was passiert, wenn Wesen sich finden, sich verstehen und entscheiden, gemeinsam voranzuschreiten“ wird hier erklärt. Die antimodernistische Gemeinschaftslichkeit der Kommune kann aber leider den Schwierigkeiten einer vermeintlich hierarchiefreien Gemeinschaft nicht begegnen: Wie sollen denn Koordinierungen stattfinden, wenn die Autor_innen selbst jede Art von politischer „Versammlung“ ablehnen? Es wird hier von einer „kritischen Masse“ gesprochen, die sich ergäbe, wenn man der Versuchung der Hegemonie widerstehe und „ein Phänomen der kollektiven Kristallisation“ zutage fördere, in der eine Entscheidung „die Wesen“ in ihrer Gesamtheit ergreife. Neben der ungewohnt kryptischen Ausdrucksweise wird man nicht schlau, ob es sich hier um Esoterik oder um einen politischen Prozess handelt. Diese Art der Entscheidungsfindung hat schon oft in der Geschichte „die Wesen“, insbesondere in Deutschland, mit solch einer kollektiven Kristallisation erfasst. So sehr man die Hegemonie oder die politische Institution kritisieren mag, in ihrer bestehenden Form ist die Institutionalisierung von Auseinandersetzung auch Schutz für jene, deren Stimmen im informellen Kreise ungehört bleiben. Darauf bietet das Pamphlet keine Antwort. Um mit Lenin zu sprechen, ist der Aufstand eine Kunst, die es zu erlernen gilt und die nicht qua Praxis logisch zur Wahrheit oder einer besseren Welt führt. Es gilt Kriterien in einem Prozess des Aufbegehrens zu setzen, die mit Sicherheit nicht in Stein gemeißelt gehören, aber doch darüber befinden können, was politisch (gewollt) ist und was nicht. Was der kommende Aufstand geschafft hat, ist das politische Pamphlet zurückzubringen und sich dabei einer Sprache zu bedienen, die nicht den Staub der letzten 200 Jahre trägt. Die dabei angelegte Haltung eines grundsätzlichen Nichtregiert-werden-Wollens ist womöglich der interessanteste Aspekt und eben das verbindende Element der Proteste. Leider bleibt der kommende Aufstand weit hinter dem zurück, was in der radikalen Linken heutzutage so gemacht und vor allem diskutiert wird.
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wie dissident bist du?

Der prager-frühling-Test



1. in wie viel politischen organisationen bzw. Parteien warst du bisher Mitglied? 
 
a) Eine. Für mich gilt: Entweder schließen
 
sie mich aus oder meine Mitgliedschaft
 
endet erst mit meinem Tod.
 
b) Ungefähr 6: Leider bin ich überall mit
 
meinen Forderungen gescheitert und
 
folglich jedes Mal gleich darauf ausgetreten.
 
Bei Organisation 6 bin ich jetzt
 
geblieben.
 
c) Keine. Der ganze Kollektivismus geht
 
mir auf den Geist.
  
2. die Partei, die Partei …
 
a) … hat immer recht.
 
b) … ist nicht immer schlecht.
 
c) ... ist einfach thrash.
  
3. hältst du dich beim autofahren an
 
die geschwindigkeitsbegrenzung?
 
a) Geschwindigkeitsbegrenzungen sind
 
vernünftig ― zumindest im Sozialismus.
 
b) Für die Revolution dreh‘ ich schon mal
 
auf. Hab auf dem Weg zum Kreisparteitag
 
schon mehrere Fotos von mir
 
machen lassen.
 
c) Wenn ich in meinem Sportwagen sitze,
 
ist mir der Sozialismus egal: Ich will
 
Spaß, ich will Spaß!
  
4. du gehst ins fussballstadion, ...
 
a) … weil da alle meistens so schön die
 
Regeln des Spiels einhalten.
 
b) … um die gegnerischen Fans und den
 
Schiedsrichter zu beschimpfen.
 
c) … um mit meinem Ultra-Fanblock die
 
eingeübten Choreographien auszuprobieren.
  
5. Wer sind deine Vorbilder?
 
a) Florian Silbereisen, Erich Honecker,
 
Wolfgang Schäuble.
 
b) Wolf Biermann, Zinedine Zidane,
 
Britney Spears.
 
c) Bakunin, Emma Goldmann,
 
Ernst August von Hannover.
  
6. Was sind deine lieblingsfilme?
 
a) Ernst Thälmann ― Führer seiner Klasse.
 
b) Die fetten Jahre sind vorbei.
 
c) V wie Vendetta.
  
7. Wieso ist die linke in europa
 
gegenwärtig so schwach?
 
a) Weil der Neoliberalismus in die eigenen
 
Reihen eingedrungen ist und abweichende,
 
diffamierende Meinungen
 
die Einheit der Linken unterlaufen.
 
b) Weil sie ihre Steuerpolitik noch nicht
 
sachgerecht genug durchgerechnet
 
hat.
 
c) Weil sie immer noch in der sozialdemokratischen
 
Staatsillusion gefangen
 
ist.
  
Auswertung:
 
Welche antwort hast du am häufigsten ausgewählt? 
  
a) ordnungsliebende Sozialistin
 
Rein lebensweltlich unterscheidet dich nichts von einer CDU-Wählerin: Alles muss an seinem Platz sein. Deiner ist in der Partei. Ob es der richtige ist, fragst du dich eigentlich nie. Beim Fussball begeisterst du dich fürs Funktionieren des Spiels, dein Affekt geht auf die Regel. Und nachdem du dir deine antiquierten Lieblingsfilme angeguckt hast, regst du dich vorm Schlafengehen nochmal über diejenigen auf, welche die gute und gerechte Sache stets durch Streit und Einwände untergraben. prager frühling empfiehlt: Mal den Stammplatz verlassen, die DVD-Sammlung mit Filmen wie „V wie Vendetta“ aufpolieren und im Stadion Augen und Ohren aufmachen: Die wenigsten interessieren sich hier für die unparteiliche Anwendung der Regeln.
  
b) liberale Sozialistin
 
Gähn! Abweichung und Dissidenz findest du okay, aber nur in Maßen. Manchmal fährst du zu schnell, aber nur, um pünktlich Deinen Rechenschaftsbericht auf dem Kreisparteitag zu halten. Im Stadion lässt du ein bisschen die Sau raus, um danach das Steuerkonzept der europäischen Linken mit Freibeträgen und Anrechnungen so auszugestalten, dass es im Wettbewerb der politischen Konzepte überzeugt. Nur blöd, dass sich die wenigsten WählerInnen für die Freibeträge der europäischen Linken interessieren. Die fetten Jahre sind schließlich vorbei. Naja, wenigstens bist du mit deiner politischen Organisation ein bisschen flexibel. Hoffen wir, dass es bei Nummer sechs funzt. Unter uns: Vielleicht liegt Dein Organisations-Hopping auch ein bisschen an dir. prager frühling empfiehlt: Auf dem Weg zum nächsten Kreisparteitag einfach mal nur aus Spaß ein paar Kilometer zu schnell fahren. Und nach dem Stadionbesuch nicht zum Steuerkonzept nach Hause, sondern zu „Castor schottern“ oder zur nächsten Anti-Nazi-Blockade fahren und sich hinsetzen. Dann ist die Partei auch nicht immer schlecht.
  
c) dissident!
 
Du bist einfach superdissident. Den Godfather des Anarchismus Michail Bakunin nimmst du dir zum Vorbild. Aber irgendwie entgleist dir deine Dissidenz ein wenig. Schon bist du dabei zum Raser zu werden und dabei Umwelt und Mitmenschen zu gefährden. Politik kannst du eigentlich nicht mehr machen, weil dir alles Kollektive fremd ist. Und im Stadion mutiert dein anarchistischer Impuls auf einmal zum saublöden Ultra-Kollektiv, das sich die Woche über damit beschäftigt, wer am Samstag ins Megaphon: „Die SGE... die SGE!“ brüllt und welche Menschengruppe dann möglichst kollektiv und einheitlich „Die SGE ist wieder da!“ antwortet. prager frühling empfiehlt: Mal nachdenken, ob der pubertäre Dissidenzfetisch wirklich so sinnvoll ist. Sich vielleicht mal kollektiv irgendwo organisieren (Anregungen gibt’s bei Ernst Thälmann „Sohn seiner Klasse“ oder bei „Aufstand der Praktikanten“). Die Ultra-Community verlassen und in ein linkes Fan-Projekt wechseln (zum Beispiel bei Eintracht Frankfurt der Fan-Club: „Rote Adler“) und die paramilitärische Energie gegen hohe Ticketpreise einsetzen. 








Prager Frühling - Februar 2011


der kurze sommer der anarchie

Ziviler Ungehorsam in und um die Mainzer Straße

Annette Klumb und Freke Over
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Die Berichterstattung zum 20. Jahrestag der Rumung der Mainzer Strae in Berlin-Friedrichshain war auf die Frage: Wer war geil auf Gewalt? reduziert. 20 Jahre Mainzer Strae heien aber fr die ehemaligen Bewohner_innen sechs Monate ziviler Ungehorsam. Am 1. Mai 1990 wurden die ersten zum Abriss vorgesehenen Huser in der Mainzer Strae besetzt. Die Huser denen, die drin wohnen, war die Devise. Wir wollten nicht Mietvertrge fr uns, sondern alle 120 besetzten Huser Ostberlins dem kapitalistischen Markt entreien. Schnell entstanden Frauen- und Lesbenhaus, Tuntentower, Frauencaf, Antiquariat, Kneipen und eine VoK. Auf den Hfen wurde Theater gespielt, in Kellern standen Bands und DJs auf der Bhne. Fr einen Moment schien es, als sei eine emanzipatorische und solidarische Lebensweise mglich geworden. Fr die Bevlkerung des traditionellen Arbeiterkiezes war das bunte Volk gewhnungsbedrftig, machte aber auch neugierig. Viele von uns hatten zivilen Ungehorsam auch schon vorher geprobt: Friedensbewegung, Umweltbibliothek, Anti-AKW- Bewegung, Antifa- oder Punkszene. In den Husern gab es organisatorische Anlehnungen an die Pariser Kommune und die Rterepublik, in den Happenings und Aktionen versuchten wir an die 68er anzuknpfen. Die Lebensform und die politische Haltung reichte ber die Westberliner Geschichte der Hausbesetzungen hinaus, sie knpfte ebenso an die besetzten Wohnungen von LebensknstlerInnenkollektiven in ostdeutschen Stdten an. Die Mischung war heterogen, gemeinsam war uns allen aber die Lust zum zivilen Ungehorsam. Angesichts des Staatsbankrotts der DDR und ihrer Einverleibung durch die BRD wollten wir um einen dritten Weg kmpfen. Von der Aneignung des ffentlichen Raums bis zur Organisation der antifaschistischen Kiezmiliz als Selbstschutz reichte der Widerstand gegen das Sich-gefallen-lassen. Zivilen Ungehorsam gab es aber auch von normalen Brger_innen: Beim Bau eines Spielplatzes mit Nachbar_innen mit Mietvertrag lagerten wir auf Anraten des CDU Baustadtrates Material von den umliegenden Plattenbaustellen um. Als wir wegen der mangelnden Kooperation bei der Bauschuttberumung selbigen mit Schubkarren auf der Frankfurter Allee auftrmten, entsorgte man am selben Abend den Schutt mit Baggern auch aus unserer Strae. Leider blieb es ein kurzer Sommer der Anarchie. Der Innensenator hatte die Rumung der Mainzer Strae lange geplant und lie sich auch durch Vermittlungsversuche nicht aufhalten. Mit den Gewaltexzessen bei der Rumung hatten die neuen Herren nicht nur den Besetzer_innen gezeigt, wie die Machtverhltnisse nun verteilt waren. Trotzdem gelang es, mit einer Karnevalssitzung im Bro von Brgermeister Schwierzina zu zeigen, was es heit, gerumt zu sein. Eine Million Sachschaden fr jedes gerumte Haus war schon in den 1980er der Slogan in Westberlin. Es wurden 50 Millionen in ganz Europa. Gelebte Solidaritt an deutschen Botschaften und Konzernen. Carepakete, Kleider- und Mbelspenden aus dem ganzen Osten brachten uns persnlich wieder auf die Beine. Mit den psychischen Folgen musste jede_r alleine klarkommen. Die historische Aufarbeitung all dieser Ereignisse hat erst begonnen. Im letzten Jahr gab es einen Versuch, sich dem Thema zu nhern. Die Diplomarbeit* 1 ist fr Neugierige interessant, aber leider versucht sie nicht, die Widersprche zwischen staatlicher Geschichtsauffassung und dem Erlebten der Beteiligten aller Seiten aufzuklren.  
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* Troger,Melanie: Die Rumung der Mainzer Strae vor dem Hintergrund der Hausbesetzungen in Berlin-Friedrichshain 1990. Diplomarbeit zur Erlangung des akademischen Grades einer Magistra Philosophiae, an der Karl-Franzens-Universitt Graz. Graz 2010. 
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